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HANS PREISSL

Zurzeit erfahren Lehrer besonders 
schmerzvoll, wie ohnmächtig sie poli-
tischen Entscheidungsträgern ausgelie-
fert sind. Als Beamte werden Pädago-
gen wehrlose Opfer einfallsloser Rot-
stiftregenten sowohl auf Bundes- als 
auch auf Landesebene.
• Die Umsatzsteuererhöhung erhal-

ten Arbeitnehmer über reduzierte 
Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung wenigstens teilweise zurück, 
nicht die Beamten.

• Der Lehrer verrichtet einen Teil sei-
ner Arbeit zu Hause. Für seinen Ar-
beitgeber richtet er dafür einen Ar-
beitsplatz ein und finanziert ihn. Ei-
nen kleinen Teil der Kosten konnte 
er bisher steuerlich geltend machen, 
diese Möglichkeit soll ihm genom-
men werden.

• Innerhalb weniger Jahre gab es drei 
Verlängerungen der Arbeitszeit.

• Die Einstellungspraxis macht den 
Lehrerberuf so unattraktiv, dass der 
Nachwuchs nicht im Entferntesten 
gesichert werden kann.

• Seit 2004 gewährt der Dienstherr in 
rechtswidriger Weise keine Anpas-
sung der Bezüge mehr.
Mit den Arbeitszeitsprüngen und 

den finanziellen Einbußen ist das En-
de der Belastungs-Fahnenstange aber 
noch keineswegs erreicht. Niemandem 
wurde eine derartige Ausweitung des 
Aufgabenkataloges zugemutet wie den 
Lehrern:
• Die lernfeldorientierten Lehrplä-

ne übertragen den größten Teil der 
Curriculumsarbeit auf die Schu-
len. Dafür gibt es weder Entlastun-
gen noch Unterstützung. Die Rah-
menbedingungen, von denen solche 
Lehrpläne ausgehen, sind nicht ge-
schaffen.

• Die Bewältigung des Bürokratie-
monsters Büchergeld wurde den 
Schulen aufgehalst, um die befürch-
teten Kosten nach dem Konnexitäts-
prinzip gering zu halten.

• Zeitaufwändige Schulentwicklungs-
prozesse müssen nebenher initiiert 
und in Gang gehalten werden.

• Der Kooperationsbedarf hat ganz 
erheblich zugenommen (u. a. Lern-
ortkooperation).

• Die viel propagierte Eigenverant-
wortung der Schulen wird zum Eti-
kettenschwindel, wenn zwar im-
mer mehr Aufgaben an die Schu-
len durchgereicht werden, dafür 
aber keine Ressourcen bereit ste-
hen. Trotz aller gegenteiligen Beteu-
erungen missbraucht die bayerische 
Politik Schule immer wieder als Re-
paraturbetrieb für gesellschaftliche 
Fehlentwicklungen. Davon werden 
wir ab dem kommenden Schuljahr 
gleich doppelt betroffen sein.

• Die gerade von der bayerischen 
Staatsregierung forcierte Medien-
politik zeitigt Auswüchse, die nun 
zum Betätigen der Notbremse nö-
tigt. Bayerische Schulen bekommen 
ein generelles Handyverbot.

• Weil man bei der Tabakpräventi-
on überall gekniffen hat, wo es Sinn 
macht (Subvention, Werbung, Auto-
maten) greift man nun zu einem ver-
meintlich öffentlichkeitswirksamen 
Placebo: Rauchverbot an Schulen.
Es erscheint doch recht weltfremd, 

davon auszugehen diese generellen 
Verbote könnten mit vertretbarem 
Aufwand durchgesetzt werden. Ne-
benbei desavouieren sie alle pädago-
gischen Bemühungen im Umgang mit 
Suchtstoffen und Medien.

Ob dieser Zumutungen darf es nie-
manden wundern, wenn sich die Mo-
tivation eines großen Teils der Kolle-
ginnen und Kollegen dem Nullpunkt 
nähert. Der Raubbau zerstört auch bei 
höchstem Lehrerethos den letzten päd-
agogischen Idealismus. 

Der Politik bieten sich jetzt zwei 
Gelegenheiten gegenzusteuern: Der 
schwer umkämpfte TVöD (Tarifvertrag 
öffentlicher Dienst) hat den Freistaat 
Bayern bei dem Versuch eingebremst, 
flächendeckend eine 42-Stundenwoche 
einzuführen. Die komplizierte Formel 
in dieser Frage bringt eine Arbeitszeit 
von knapp unter 40 Stunden. Nun ar-
beiten die bayerischen Beamtinnen und 
Beamten aber seit 2004 42 Stunden. Die 
Staatsregierung betont immer wieder 

den notwendigen Gleichklang der Be-
schäftigtengruppen. Das bedeutet, dass 
die Arbeitszeit für die Beamten und 
damit für die Lehrer gesenkt werden 
muss. Aus der Staatskanzlei verlautet, 
dass über eine Kompensationslösung zu 
Gunsten der Beamten gesprochen wer-
den müsse. BBB-Chef Habermann wird 
sich am 25. Juli mit dem Ministerpräsi-
denten treffen, um entsprechende Ge-
spräche zu führen. Habermann fordert 
ja zu Recht: „Ein schnellstmöglicher 
Ausgleich muss her!“ Deshalb darf er 
sich keinesfalls auf ein Spielchen einlas-
sen, das von der Regel „Haushaltsver-
träglichkeit“ dominiert wird.

Die zweite Chance für eine Kehrt-
wende ergibt sich beim sog. Weih-
nachtsgeld. Dieses ehemalige 13. Mo-
natsgehalt wurde ja auf 65 Prozent zu-
sammengestrichen. Das Gesetz regelt 
die Gewährung der jährlichen Sonder-
zuwendung nur bis zum 31. Dezember 
2006. Deshalb muss der Landtag spä-
testens im Herbst über eine Fortfüh-
rung entscheiden. Das Eckpunktepa-
pier von Ministerpräsident Stoiber und 
Finanzminister Faltlhauser bietet an, 
die Sonderzahlung im reduzierten Um-
fang bis 2009 weiterzahlen. Damit wä-
re lediglich eine Bestandssicherung auf 
dem gekürzten Niveau erreicht Der 
Hauptvorstand des BBB plädiert dafür 
zum 13. Monatsgehalt zurückzukehren. 
Diese Forderung erscheint höchst be-
rechtigt. Sie will nämlich nur zurück, 
was den Beamten im Lauf der Jahre 
weggenommen worden ist. 

Es ist allerhöchste Zeit die leistungs-
feindliche und demotivierende Poli-
tik zu beenden. Demnächst wird Bay-
ern die alleinige Zuständigkeit für die 
Bezüge seiner Beamten haben. Der 
Freistaat hat als eines der größten und 
wohlhabendsten Bundesländer eine 
Vorbildfunktion im Umgang mit den 
Staatsdienern, denen in der jüngsten 
Zeit ein Sonderopfer nach dem ande-
ren abverlangt worden ist. Diese Vor-
bildfunktion darf sie nicht dazu miss-
brauchen, sich weitere Spielräume im 
Haushalt zu schaffen.

Deshalb gibt es bei der Primärfor-
derung Harmonisierung der Arbeits-
zeit keinen Verhandlungsspielraum: 42 

Stunden Wochenarbeitszeit sind und 

bleiben zu viel! <
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DIETMAR LEISCHNER

Das Ziel der diesjährigen Studienreise 
des Bildungs- und Förderungswerkes 
des VLB nach Den Haag war das 
Kennenlernen des niederländischen 
beruflichen Bildungssystems mit sei-
nen spezifischen Besonderheiten. 

Der Generalkonsul der Niederlan-
de in Deutschland, Kornelis Spaans, 
begrüßte jeden Teilnehmer mit einem 
persönlichen Schreiben, in dem er drei 
wichtige Aspekte der beruflichen Bil-
dung der beiden EU-Länder – Deutsch-
land und Niederlande – ansprach:
• die Internationalisierung der Be-

rufsausbildung,
• Förderung des Austausches unter 

niederländischen und deutschen 
Schülern, Studenten und Lehrkräf-
ten sowie

• die Erweiterung der bestehenden 
Netzwerke.
Durch Kontaktaufnahme mit dem 

„Haque office of the Europees Plat-
form“ – einer Stiftung des Unter-
richtsministeriums der Niederlande 
– ist es gelungen, ein umfangreiches 
Programm für die 5-tägige Studienrei-
se zu erstellen und umzusetzen.

Diese Europees Platform hat mit 
seinen 45 Mitarbeitern insbesonde-
re die Aufgabe, Bildungsangelegen-
heiten im Rahmen der EU-Vereinba-
rungen im eigenen Land und im Aus-
land transparent zu machen, inter-
nationale Begegnungen zu fördern, 
Planungen im Bildungsbereich, Aus-
tausch-Programme für Schulen des 
Primar- und Sekundarunterrichts zu 
bearbeiten, zu organisieren, durchzu-
führen und zu evaluieren.

Die niederländische Regierung als 
„Bildungsmotor“ setzte für die nächs-
ten Jahre folgende Schwerpunkte:
• finanzielle Förderung der beruf-

lichen Zertifikate (VMBO und 
MBO)

VLB-Studienreise

Schul-Autonomie und hohe 
Wertschätzung der Beruflichen 
Bildung in den Niederlanden

• Computer für jedes Schulkind bis 
2006

• Elternmitsprache auf freiwilliger 
Basis

• freie Entscheidung der Schulen 
über die Gestaltung des Unter-
richts

• Mitentscheidung der Elternver-
sammlung bei wichtigen Entschlüs-
sen

• größere Mitsprache der Schüler 
und Studenten

• Private Schulen müssen ethnische 
Minoritäten zulassen, wenn die El-
tern die Schulziele respektieren.

• Hochschulabsolventen müssen Stu-
denten-Darlehen im Verhältnis zu 
ihren Einkommen zurückzahlen.
Wesentliche Schwerpunkte im nie-

derländischen Bildungssystem werden 
im Folgenden kurz dargestellt. So spielt 
das Internet in der Erziehung und Bil-
dung eine immer größere Rolle.

Kennisnet – das „Herz für 
Erziehung und Bildung“
Der Staat hat das Kennisnet als In-
ternet-Service für alle Unterrichtsbe-
reiche eingerichtet. 

Beim Besuch dieser Institution 
konnte sich die Gruppe vom vielsei-
tigen Aufbau und von der Intensivität 
des Kennisnet überzeugen. 

Das Informations- und Beratungs-
System – nationalweit organisiert –  
kann von allen niederländischen Schu-
len, Instituten, Lehrern, Erziehungs-
personal, Eltern und Schülern genutzt 
werden. Es wurde 2003 gegründet und 
wird vom Unterrichts- und Erziehungs-
ministerium unterstützt und finanziert.

Jeder Niederländer kennt dieses 
Internet-System mit den professio-
nellen Angeboten; pro Tag werden 
zurzeit ca. 1,2 Millionen Anfragen re-
gistriert. Die vielfältigen Service-Leis-
tungen und Beratungen von Kennis-
net sind z. B.:
• Service-Leistungen für alle allge-

mein bildenden Schulen und Fach-
hochschulen

• für die verschiedenen Schulen wer-
den Webseiten eingerichtet (Web-
konferenzen)

• Information und Beratung über 
Internet sind für Schulen, Lehrer/
Schulleitung, Eltern und Schüler 
möglich

• geeignet für Nachhilfe
• Angebote von Unterrichtsein-

heiten und Unterrichtsmethoden
• Erziehung von Jugendlichen zur 

positiven Gestaltung der Lebens-
bereiche (Freizeit)

• und der Versuch, Gewalt, Drogen- 
und Alkoholmissbrauch zu vermei-
den

• tägliche Unterstützung des Lern-
prozesses mit Hilfe von Computer 
und Lerntechniken

• Möglichkeit der Anwendung auch 
für deutsche Schulen

Schul-Autonomie
Die Autonomie der Schule (Freiheit 
des Unterrichts) ist in der Verfassung 
der Niederlande verankert, so dass je-
de Personengruppe mit bestimmten 
religiösen, weltanschaulichen oder 
pädagogisch-didaktischen Überzeu-
gungen eine Schule gründen kann. 
Dadurch gibt es in den Niederlan-
den verschiedene private Schulen (ka-
tholische, evangelische, jüdische, is-
lamische und hinduistische Schulen, 
Rudolf-Steiner-, Waldorf-, Montesso-
ri- und Daltonschulen).

Herr Jan Lutje Schipholt (Europees 
Platform) meinte, dass der „Wettbe-
werb der Schulen“ typisch für das nie-
derländische Schulsystem sei, da etwa 
65 Prozent der Schulen Privatschulen 
(als Stiftungen gegründet) sind. Wenn 
genügend Schüler (mindestens 300) 
und Lehrer vorhanden sind, können 
28 Personen eine Schule stiften. Das 
Ministerium muss die Schule entspre-
chend den Vorgaben finanzieren.

Neben den zahlreichen Privatschu-
len gibt es öffentliche Schulen, die 
meistens von den Kommunen getra-
gen werden. Finanzierung und Un-
terrichtsgestaltung werden von den 
Schulen geregelt. Der Staat stellt nur 
bestimmte qualitative Anforderungen 
auf, die in staatlichen Prüfungen nach-
gewiesen werden müssen. Das staatli-

che Inspektorrat überprüft, ob diese 
Vorgaben eingehalten werden.

Der Schulbesuch ist nicht kostenlos. 
Je nach Art des Schulbesuchs, Quali-
fikationsstufe und Alter der Schüler 
muss Schulgeld bezahlt werden, das 
vom Staat jedes Jahr festgelegt wird.

Hohe Differenzierung im  
Schulwesen
Durch die zahlreichen Schularten mit 
speziellen Unterrichtskonzepten ent-
steht eine hohe und vielfältige Diffe-
renzierung, die durch vertikale und 
horizontale Übergänge in andere Bil-
dungsgänge und Schularten verstärkt 
wird (Durchlässigkeit). Dies zeigt sich 
besonders in der zwei- bis dreijäh-
rigen „Grundbildungsphase“ (Orien-
tierungsstufe) der Schulen.

Eine weitere Differenzierung er-
gibt sich in der Verzahnung von All-
gemeinbildung und Berufsbildung mit 
vier Niveau-Stufen. Außerdem erfolgt 
eine Einteilung der Schüler in sechs 
Niveaus (das höchste Niveau = gym-
nasial).

Vertiefte Einblicke und umfang-
reiche Informationen erzielte die Rei-
segruppe durch den Besuch verschie-
dener Bildungszentren:

Besondere Wertschätzung der 
Beruflichen Bildung am  
Beispiel des Stedelijk College, 
Zoetermeer 
Da der Staat auf die berufliche Bil-
dung ein besonderes Augenmerk rich-
tet, werden zum Beispiel 12- bis 16-
jährige Schüler in den VMBO-Schu-

len – Realschulen oder Zwischen-
formen Hauptschule/Realschule – an 
berufliche Tätigkeiten herangeführt. 
Es ist eine frühzeitige und starke Be-
rufsorientierung und Entwicklung von 
Fähigkeiten in verschiedenen Berufs-
bereichen. Je nach Größe und Unter-
richtskonzeption der Schule werden in 
den Schulwerkstätten praxisbezogene 
Inhalte vermittelt, die in zahlreichen 
Berufs-Modulen organisiert sind. Eine 
Klasse wird in kleinere Gruppen auf-
geteilt und in einem rotierenden Ver-
fahren modular und praxisbezogen in 
sehr gut ausgestatteten Werkstätten 
unterrichtet. Daneben bietet sich den 
12- bis 16-jährigen Schülern auch die 
Möglichkeit, den theoretischen Bil-
dungsgang der VMBO-Schule zu wäh-
len („algemeener leerweg“).

Praxisorientierte Ausbildung er-
folgt auch in den zwei- bis vierjäh-
rigen Berufsfachschulen (BBL) sowie 
im „Berufsbildenden Sekundarunter-
richt“ (Ausbildung mit Praktikum in 
der BOL = Berufsoberschule/Agrar-
wirtschaft).

Diese frühzeitig einsetzende und 
umfangreiche berufsvorbereitende 
Bildungsmöglichkeit fand großen An-
klang bei den Teilnehmern.

Wellant-College – ein Berufs-
schulzentrum
Der Besuch dieses staatlichen Berufs-
schulzentrums vermittelte vielfältige 
Informationen über das berufliche 
Schulsystem, Schulmanagement, die 
Unterrichtsorganisation und Lehrer-
bildung in den Niederlanden.Die Reisegruppe vor dem Gebäude der Europees Platform.

Teilnehmer diskutieren über die Bedeutung des Kennisnet für die beruf-
lichen Schulen. 

Vorbereitung der praxisorientierten Projekte im Unterricht der VMBO-
Schule.  Fotos: Erich Baumann

Bildungspolitik Bildungspolitik
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Im Wellant-College sind 28 be-
rufliche Schulen in der Region Den 
Haag organisiert, die von ca. 14 000 
Studenten/Schülern und 10 000 Kurs-
teilnehmern besucht werden. 1400 Be-
schäftigte (Lehrkräfte, technische und 
Verwaltungsangestellte) regeln den 
Schul- und Unterrichtsbetrieb.

Den Unterricht können Jugend-
liche ab 16 Jahre besuchen; er er-
folgt in Vollzeitform (Berufsober-
schule = Ausbildung mit Praktikum) 
oder in Teilzeitform (Berufsfachschu-
len = praxisorientierte Ausbildung mit 
Lehrstelle).

Angeboten werden Ausbildungs-
gänge in acht Fachrichtungen (Natur 
und Landwirtschaft, Tierzucht, Ernäh-
rung und Gastronomie, Maschinen-
technik, Medien-Design, Freizeit und 
Tourismus, Handel und Wirtschaft so-
wie Gesundheitswesen).

In den genannten Fachrichtungen 
(MBO-Ausbildungen) mit zahlreichen 
Berufen können über vier Niveaus 
„gestaffelte“ Qualifikationen erreicht 
werden:
• Niveau 1: Assistent des Berufsinha-

bers,
• Niveau 2: Mitarbeiter bzw. Basisbe-

rufsinhaber,
• Niveau 3: selbständiger Mitarbeiter 

bzw. selbständiger Berufsinhaber,
• Niveau 4: Mitarbeiter im mittleren 

Dienst/spezialisierter Berufsinha-
ber.

Daneben existieren auch duale 
Ausbildungsgänge (vier Tage Arbeit 
und ein Tag Schule) sowie Kurse und 
Praktika.

Eine „kompetenzgerechte Quali-
fizierungsstruktur“ ist die Grundlage 
für den Stundenplan.

Es werden Allgemeinwissen, Fach-
wissen, praktische Fähigkeiten und 
Verhalten der Jugendlichen berück-
sichtigt. Es werden Projekte aus der 
Praxis dargestellt, in Teamarbeit 
durchgeführt und besprochen. Be-
treuer unterstützen die Schüler.

Unternehmen arbeiten am Ge-
samtplan mit (einschließlich Finanzie-
rung und notwendige Einrichtungen 
für die Schulwerkstätten). Für die 
Ausbildung werden Praktika organi-
siert; nur zertifizierten Betrieben wird 

gestattet, einen Praktikanten auszu-
bilden. Nach ISO 9001 entstehen viele 
Teilqualifikationen.

In der Lehrerbildung kennt man 
zwei Arten von Ausbildungen und 
Einstufungen:
1. Die Lehrer, die an Primarschulen 

und in der Sekundarstufe I (Haupt-
schulen und Realschulen) unter-
richten, nehmen nach Abschluss 
der HAVO oder des Gymnasiums 
das Lehrerstudium an einer Fach-
hochschule auf und schließen es 
mit dem Bachelor ab.

2. Die Lehrer an Gymnasien und Be-
ruflichen Schulen haben Abitur am 
Gymnasium und studieren fünf 
Jahre an einer Hochschule/Univer-
sität (Master).
Jeder Lehrer kann mit der Schu-

le – je nach Angebot und Nachfra-
ge – einen Vertrag schließen mit un-
terschiedlichen Unterrichtsverpflich-
tungen. Bei einem „Vollzeit-Vertrag“ 
sind 1659 Stunden pro Jahr vorgege-
ben; darin enthalten sind 850 Stunden 
Unterricht, Stunden für Verwaltungs-
arbeit, Dienstaufgaben und Pflicht zur 
Weiterbildung außerhalb des Unter-
richts. Die Beurteilung des Lehrers 
erfolgt nach Plan in regelmäßigen Ab-
ständen, wobei der Schulleiter in Ge-
sprächen mit dem jeweiligen Leh-
rer, anderen Lehrkräften und Schü-
lern die Beurteilung vornimmt. Das 
Gehalt wird gemäß Tarifvertrag vom 
Staat bezahlt.

Trotz weitreichender Autonomie 
der Schule ist der Schulleiter gegen-
über der vorgesetzten Dienststelle 
(Schulaufsicht) sowie dem Aufsichts-
rat seines „Unternehmens“ verant-
wortlich. Inspektoren kontrollieren 
bzw. überprüfen die Kompetenz und 

Leistungen des Schulleiters und der 
Schule. 

Die Haager Hochschule (HBO) – 
eine internationale Dimension
Die Haager Hochschule mit über 
20 000 Studenten – eine der größten 
und auch modernsten Fachhochschu-
len des Landes – arbeitet über das 
„Surf-Net“ mit anderen Fachhoch-
schulen, Hochschulen und Universi-
täten der Niederlande sowie mit über 
150 internationalen Partner-Institu-
tionen zusammen. Bachelor-Studien-
gänge werden für alle Fachrichtungen 
(Wirtschaft und Management, Sozi-
alwissenschaften, Gesundheitswesen, 
Informations- und Kommunikations-
technik, Pädagogik/Lehrerausbildung, 
Metall- und Maschinenbautechnik, 
Elektrotechnik, Bautechnik, Indus-
trie-Management und Design, Holz-
technik und andere) angeboten. Part-
ner der Hochschule sind Basisschulen, 
Sekundarschulen, MBO-Schulen und 
die Industrie, die Ideen und Ange-
bote einbringt. Den Studenten, die ei-
nen Abschluss der MBO- oder HVO-
Schulen haben, bieten sich viele Auf-
gabenbereiche; sie können während 
des Studiums arbeiten wie in der In-
dustrie (learning by doing). Das Stu-
dium ist nicht kostenlos. In der Regel 
müssen die Studenten bei einem Voll-
zeitstudium zurzeit ca. 1 300 bis 2 000 
Euro pro Jahr bezahlen.

   
Internationaler Schüler- und  
Lehreraustausch
Bei der Abschlussdiskussion und Eva-
luation zum niederländischen Bil-
dungssystem wurde von den Ver-
tretern der Europees Platform und 
den Schulleitern beider Länder der 

Wunsch geäußert, die im Rahmen der 
EU-Austauschprogramme für Schüler 
und Lehrkräfte der beruflichen Schu-
len bestehenden Möglichkeiten zu 
nutzen. Als Beispiele wurden einige 
berufliche Schulen Bayerns genannt, 
die bereits Kontakte aufgebaut und 
genutzt haben.

Im Namen aller Teilnehmer dank-
te der Leiter der Reisegruppe und 
Ehrenvorsitzende des VLB, Hermann 
Sauerwein, den Vertretern der Euro-
pees Platform, Herrn Jan Lutje Schi-
pholt und Herrn Hans Beijersber-

Hermann Sauerwein 
dankt Jan Schipolt für 
die ausgezeichnete 
Betreuung. Von links: 
Jan Schipolt, Hermann 
Sauerwein, Hans 
Käfler und Franz 
Thurner.

Foto Erich Baumann

gen, für die sichere Führung und die 
umfangreichen Informationen über 
die Niederlande und das dortige Bil-
dungssystem. Der Reisegruppe dank-
te er für das kollegiale Miteinander 
und die engagierten Diskussionsbei-
träge vor Ort.

Am Ende des Seminars erfolgte ei-
ne Besichtigung der Altstadt von Den 
Haag (Königspalast, Parlamentsge-
bäude etc.). Die Heimreise erfolgte 
über die „ferry Maasluis“, Hellevoets-
luis, den Delta-Damm, Zieriksee/Pro-
vinz Zeeland und Maastricht. <

Bildungspolitik Bildungspolitik

DIETMAR LEISCHNER

Das Bildungssystem hatte sich in viele 
Aufgabenbereiche gegliedert. Die 
Überarbeitung und Umstrukturierung 
wurde im Jahre 1990 durch die Neu-
ordnung der Schulaufsicht beendet. Im 
Schuljahr 1999/2000 erfolgten weitere 
Veränderungen  im Sekundarbereich.

Durch die in der Verfassung veran-
kerte Freiheit des Unterrichts haben 
alle Einwohner der Niederlande das 
Recht, auf der Grundlage ihrer Reli-
gion, ihrer Weltanschauung oder be-
stimmter pädagogisch-didaktischer 
Konzepte staatlich finanzierte Schu-
len zu gründen.

So besuchen in den Niederlanden 
ca. 2/3 aller Schüler eine Privatschule.

Die Freiheit des Unterrichts be-
zieht sich auch auf die Gestaltung des 
Unterrichts. Durch Regelungen des 
Ministeriums werden bestimmte qua-
litative Anforderungen aufgestellt, die 
in staatlichen Prüfungen nachgewie-
sen werden müssen. Außerdem gibt es 
ein ausgeprägtes System der Schule-
valuation.

Vorschule und Schulpflicht
Seit 1986 besteht kein eigenes Sys-
tem der Vorschulerziehung mehr. Der 
zweijährige Vorschulunterricht wurde 

in den Primarbereich integriert. Die 
Primarstufe umfasst acht Schuljahre 
und wird von allen 4- bis 12-jährigen 
besucht. 

Die Schulpflicht beginnt im Alter 
von fünf Jahren und endet entweder 
nach zwölf Jahren Vollzeitschulpflicht 
(acht Jahre Primarschule und vier Jah-
re Sekundarbildung) oder mit Voll-
endung des 16.Lebensjahres. Im An-
schluss daran besteht eine einjährige 
Teilzeit-Schulpflicht für Jugendliche, 
die einen Berufsausbildungsvertrag 
abgeschlossen haben.

Sekundarschulen
Nach der Primarschule sind alle Schü-
ler/Schülerinnen verpflichtet, mindes-
tens 4 Jahre eine Sekundarschule zu 
besuchen. Zwischen folgenden Schul-
arten ist zu unterscheiden, wobei je-
weils die ersten zwei oder drei Jah-
re in Form einer „Grundbildungspha-
se“ organisiert sind (Übergangsphase 
bzw. Orientierungsstufe).
• Der studienvorbereitende Se-

kundarunterricht (vorwissenschaft-
licher Unterricht im Gymnasium/
Lyzeum = VWO) dauert 6 Jah-
re und bereitet auf die Universität 
bzw. Fachhochschule vor.

• Der Allgemeinbildende Sekundar-
unterricht wird auf einem mittleren 

und einem höheren Niveau vermit-
telt. Der Mittlere Allgemeinbilden-
de Sekundarunterricht (VMBO) 
dauert 4 Jahre, ist auf eine Berufs-
vorbereitung ausgerichtet und wird 
in einer MBO(Berufsfachschule 
bzw. Berufsoberschule) fortgesetzt;

• der Höhere Allgemeinbildende Se-
kundarunterricht (HAVO) umfasst 
5 Schuljahre (Zwischenform von 
Realschule und Gymnasium); der 
Abschluss berechtigt zum Studium 
an einer FH.

• Der Berufsbildende Sekundarun-
terricht (BOL) dauert 4 Jahre und 
ist in den letzten zwei Schuljahren 
fach- und berufsbezogen mit Prak-
tika organisiert.

Betriebliche und schulische 
Berufsausbildung
Für Jugendliche im Alter von 16 bis 
18 Jahren besteht die Möglichkeit, ih-
re einjährige Teilzeitschulpflicht zu er-
füllen oder eine betriebliche und schu-
lische Berufsausbildung anzustreben.

Mit einem BOL- oder VMBO-Ab-
schluss kann der Mittlere Berufsbil-
dende Sekundar-Unterricht (MBO) 
besucht werden. Nach vier Jahren 
wird der Abschluss im gewählten Be-
rufsfeld abgelegt. 

Das System der Lehrlingsausbil-
dung ist vergleichbar mit dem du-
alen Ausbildungssystem in Deutsch-
land, wobei die Lehrlinge einen Aus-
bildungsvertrag über drei bis vier Jah-
re abschließen.

MBO-Kurse dauern zwei Jahre und 
umfassen allgemeinbildende Fächer, 
eine berufliche Grundbildung sowie 
die Vermittlung praktischer Arbeits-
erfahrungen – auch als Vorbereitung 
auf eine weiterführende betriebliche 
und schulische Berufsausbildung. Am 
Ende der Grundausbildung erfolgt ei-
ne Prüfung. 

MBO-Ausbildungen können über 
4 Niveaus zu gestaffelten beruflichen 
Qualifikationen führen (Assistent, Ba-
sisberufsinhaber, selbständiger Mitar-
beiter, spezialisierter Berufsinhaber/
Mitarbeiter im mittleren Dienst).

Andere Ausbildungen
Um arbeitslosen Jugendlichen eine 
Stelle oder Berufstätigkeiten zu ver-

Hochdifferenziertes Schulwesen:

Das Bildungssystem in den  
Niederlanden im Überblick
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mitteln, werden Beschäftigungsmaß-
nahmen für Jugendliche (JOB), Be-
rufsausbildung für Jugendliche (BVJ), 
Gemeinschaftsinitiativen zur Ar-
beitsbeschaffung (TV) u.a. angebo-
ten. Auch die Ausbildung der Jugend-
lichen in Praktika-Lehrgängen (Prak-
tijkonderwijs = Practical training) ist 
möglich.

Hochschulbereich
Zum Studium an einer Hochschu-
le werden alle Jugendlichen zugelas-
sen, die einen Studienvorbereitenden 
(VWO) oder einen höheren Allge-
meinbildenden Sekundarunterricht 

(HAVO) erfolgreich beendet haben. 
Alle fünfjährigen Fachrichtungen be-
rechtigen zum Studium in allen Fakul-
täten der Fachhochschulen; alle Ab-
schlüsse der sechsjährigen Gymnasien 
berechtigen zum Studium an Univer-
sitäten.  <

Bildungspolitik Bildungspolitik

Die Struktur des Bildungssystems in den Niederlanden

1. Jahr Vorschule (integriert in die Primarstufe)
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WOLFGANG LAMBL

Der Bayerische Landtag hat am 30. 
März 2006 auf Antrag der Abgeord-
neten Prof. Dr. Gerhard Waschler, 
Eduard Nöth, Ingrid Heckner und an-
deren folgenden Beschluss gefasst:

„Die Staatsregierung wird aufgefor-
dert, im Schulbereich ein besseres Aus-
wahlverfahren für Führungskräfte zu 
entwickeln und baldmöglichst den Aus-
schüssen für Bildung, Jugend und Sport 
und für Fragen des öffentlichen Diens-
tes vorzustellen. Geeignete Lehrkräf-
te sollten rechtzeitig angeworben und 
qualifiziert werden, ehe sie in Funkti-
onsstellen berufen werden.“

Im Folgenden werden auszugswei-
se die Vorstellungen des Kultusminis-
teriums, die den Ausschüssen für den 
Öffentlichen Dienst und für Bildung, 
Jugend und Sport zum Thema „Qua-
lifikation und Auswahl von pädago-
gischen Führungskräften“ vorgetra-
gen wurden, wiedergegeben.

Das Konzept
Es sieht zunächst die Weiterentwick-
lung der Qualifikation von pädago-
gischem Führungspersonal vor. Die 
Qualifikationsinhalte werden in Mo-
dule gegliedert, die einer berufsvor-
bereitenden Phase (vor dem Antritt 
eines Führungsamts) und zwei be-
rufsbegleitenden Phasen (unmittelbar 
nach dem Amtsantritt bzw. daran an-
schließend) zugeordnet werden. 

Die Qualifikation vor Amtantritt 
wird im Umfang von 10 Tagen obli-
gatorisch. Sie kann entweder durch 
führungsrelevante Lehrgänge, oder 
auch durch die Bewährung in einem 
Amt der mittleren oder oberen päd-
agogischen Führungsebene erworben 
werden.

Die Ergebnisse der Qualifikati-
on sollen Teil des Auswahlverfahrens 
(zweiter Abschnitt) werden. Über die 
Gewichtung der Module bzw. des be-

rufsbedingten Kompetenzzuwachses 
entscheidet die auswählende Instanz.

Auch die Ausschreibungen für päd-
agogische Führungsämter werden in 
Zukunft die Pflicht zur Vorqualifikati-
on durch führungsrelevante Lehrgän-
ge einfordern.

Um eine passgenauere Verwen-
dung der Bewerber zu unterstützen, 
sollen die Ausschreibungen zusätzlich 
spezifische Führungskompetenzen, 
Aufgaben und Anforderungen sowie 
– soweit möglich – Elemente des Pro-
fils der aufnehmenden Schule enthal-
ten.

Kompetenzen von pädago-
gischen Führungskräften
Des Weiteren werden diese Aus-
schreibungen einen generellen Kata-
log von Kompetenzen einer pädago-
gischen Führungskraft enthalten, die 
in Anlehnung an die oben aus den 
Richtlinien für die dienstliche Beur-
teilung und den Führungskräftestan-
dards entwickelten Rollen und Aufga-
ben formuliert sind. 

Dazu können etwa gehören:
• Fähigkeit zur Führung durch das 

eigene Vorbild
• Fähigkeit zum Setzen innovativer 

Impulse
• Festlegung von Zielen und Priori-

täten, die nicht nur auf messbare 
Arbeitsergebnisse abstellen, son-
dern auch Arbeitsumfeld und Zu-
sammenarbeit einbeziehen

• Fähigkeit und Bereitschaft zur 
sinnvollen und zweckmäßigen Ge-
staltung der Arbeits- und Kommu-
nikationsabläufe

• Fähigkeit zur sachgerechten Dele-
gation von Aufgaben und Verant-
wortung . 

• Bereitschaft zur Förderung der 
Motivation und Einsatzbereitschaft 
der Lehrkräfte

Anforderungen an pädagogische 
Führungskräfte
Neben den Kompetenzen beschrei-
ben  die Ausschreibungen auch die 
führungsrelevanten Aufgaben so-
wie nach Möglichkeit auch Anforde-
rungen an die Qualifikation, um die 
Praxisrelevanz weiter zu verstärken. 
Bei der Formulierung kann man sich 

an Beispielen wie den folgenden ori-
entieren:
• Pädagogische und organisatorische 

Leitung der Schule
• Personalführung und Personal-

entwicklung (Unterrichtseinsatz, 
Übertragung von Dienstaufgaben 
und Funktionstätigkeiten, Koordi-
nation der Fortbildung, Dienstliche 
Beurteilung)

• Steuerung der pädagogischen 
Schulentwicklung und der schu-
lischen Oualitätsentwicklung . 
Schulprogrammarbeit . Kooperati-
on mit der Schulaufsicht sowie mit 
Elternbeirat, Schülermitverantwor-
tung, Aufwandsträger

• ausgeprägte pädagogische Fähig-
keiten

• erfolgreiche Unterrichtstätigkeit
• mehrjährige Erfahrung in organisa-

torischen und - ggf. – Führungsauf-
gaben (z.B. Funktionstätigkeit)

• Erfüllung der Fortbildungsver-
pflichtung, insbesondere zu füh-
rungsrelevanten Themen

• Erfahrungen in der Schulentwick-
lung

• gründliche Kenntnis des Schul-
rechts

• hohe Belastbarkeit

Um die passgenaue Verwendung 
der Bewerber an Schulen noch wei-
ter zu unterstützen, können die Aus-
schreibungen zusätzlich fakultativ Ele-
mente des Profils der aufnehmenden 
Schule (nicht nur der Ausbildungsrich-
tung) enthalten. Wo sich die Leitungs-
aufgaben von Schule zu Schule nicht 
wesentlich unterscheiden lassen (im 
Volksschulbereich bei 80 % der Schu-
len), werden nur in besonderen Fällen 
Angaben gemacht, wie z.B. „Schule mit 
Hort“, „schwieriges soziales Umfeld“.

Qualifikationspflicht
Bisher sind die Ergebnisse der Staats-
prüfung und die dienstliche Beurtei-
lung einschließlich der Verwendungs-
eignung entscheidende Kriterien beim 
Auswahlverfahren. Jetzt kommt das 
Portfolio, das eine Liste der besuchten 
führungsrelevanten Fortbildungen 
samt Teilnahmenachweisen enthält, 
als wesentliche Informationsgrundla-
ge für die auswählende Instanz hinzu. 

Dieses Portfolio ist den Bewerbungs-
unterlagen beizufügen.

Mit dem Portfolio weist der Bewer-
ber anhand von Teilnahmebescheini-
gungen bzw. Zertifikaten den Besuch 
von führungsrelevanten Lehrgängen 
im Umfang von zehn Tagen (außer-
halb der regulären Fortbildungsver-
pflichtung) nach.

Die Lehrgänge sollen Inhalte aus 
dem Modul A abdecken; dabei wird 
die Teilnahme am Orientierungslehr-
gang besonders empfohlen.

Über die Gewichtung der Lehr-
gangsinhalte entscheidet die auswäh-
lende Instanz. Sie berücksichtigt auch, 
inwieweit die erfolgreiche Tätigkeit in 
einem Amt der mittleren oder oberen 
pädagogischen Führungsebene auf 
den geforderten Lehrgangsumfang 
angerechnet werden kann.

Finanzmittel
Eine Ausweitung des führungsrele-
vanten Lehrgangsangebots – spezi-
ell der Orientierungslehrgänge – hät-
te trotz der vorgesehenen Eigenbe-
teiligung der Teilnehmer einen erheb-
lichen Mehrbedarf an Finanzmitteln 
zur Folge.

Um die Gesamtkosten in Gren-
zen zu halten, ist der Besuch des Ori-
entierungslehrgangs mit einer Betei-
ligung der Teilnehmer an den Lehr-
gangskosten verbunden (120 Euro). 
Eine Gebühr in vergleichbarer Hö-
he ist für den Bezug der E-Learning-
Materialien „Die ersten 100 Tage“ 
für den virtuellen Lehrgang zu ent-
richten.

Ausgehend von der Annahme, dass 
sich je SchulleitersteIle 3 Lehrkräf-
te bewerben, müssten bei 400 Aus-
schreibungen pro Jahr ca. 60 Lehr-
gänge (mit je 20 Teilnehmern) einge-
plant werden. Dafür fallen auch bei 
der beabsichtigten Verkürzung von 
4 auf 2,5 Tage ca. 4 500 Euro Kosten 
je Lehrgang an (für Beobachterho-
norar, Fahrtkosten, Unterkunft, Ver-
pflegung). Die Gesamtkosten von gut 
270 000 Euro betragen nach Abzug 
der Einnahmen der ALP (wegen der 
Eigenbeteiligung) von 140 000 Euro 
etwa 126 000 Euro.

Die Ausweitung der Qualifizie-
rungslehrgänge und der Initiativen 

KM unterbreitet Vorschläge:

Wie gewinnt man 
qualifizierte Führungs-
kräfte im Schulbe-
reich?
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zur Förderung des Führungskräf-
tenachwuchses machen insgesamt 
voraussichtlich eine Mehrung der 
Lehrerfortbildungsmittel in der Hö-
he von 350.000 Euro erforderlich. Di-
ese Mehrung ist beim Doppelhaushalt 
2007/08 angemeldet.

Zeitliche Umsetzung
Die Umsetzung des Fortbildungskon-
zepts wird nach folgendem Zeitplan 
erfolgen:
Bis 31. Dezember 2006: 
• Harmonisierung der Ausbildungs-

inhalte (Modul B); 
• Verkürzung der Orientierungslehr-

gänge von 4 auf 2,5 Tage; 
• Kennzeichnung der Lehrgänge mit 

führungsrelevanten Inhalten als 
Nachweis für die Module A und C

Ab Schuljahr 2007/08: 
• Umstellung des Moduls B auf 12,5 

Tage; 
• Einführung der virtuellen Schullei-

terausbildung; 
• verstärkte Einbeziehung der RLFB 

in die Führungsfortbildung (Modul 
A und C).

Entwicklung
Die jährlichen Ernennungen im Be-
reich der Beruflichen Schulen entspre-
chen derzeit folgenden Größenord-
nungen: 25 Neubesetzungen von Stel-
len für Schulleiter/innen und ca. 40 Er-
nennungen von Stellvertreter/innen.

Als Folge der Altersstruktur der 
Lehrerschaft werden in den nächs-
ten Jahren sogar noch mehr Schullei-
tungen in Pension gehen und den Be-
darf an Nachbesetzungen erhöhen. 
Langfristig gesehen werden die Zah-
len dann wieder etwas zurückgehen.

Die Meinung des HPR: Die Ab-
sicht, die Führungskräfte im Schulbe-
reich besser zu qualifizieren und da-
mit bei der Auswahl die geeigneten 
Bewerberinnen und Bewerbern mit 
den Führungsaufgaben zu betrauen, 
wird vom Hauptpersonlarat vorbe-
haltlos unterstüzt. Es bleibt zu hof-
fen, dass ob der anspruchsvollen und 
zusätzlichen Anforderungen und Auf-
gaben an Führungskräfte bei immer 
größeren Führungsspannen sowie ge-
ringeren Ressourcen das angestrebte 
Ziel erreicht werden kann. <

•„Nationale Kraftanstrengung erfor-
derlich“

•  „100 000 junge Leute werden im 
Herbst 2006 ohne Lehrstelle blei-
ben und in Warteschleifen-Maß-
nahmen einmünden.“

•  „Dass nur gut 20 Prozent der Be-
triebe ausbilden, ist unverantwort-
lich.“
 

Der Deutsche Lehrerverband (DL) 
und seine beiden Verbände der Lehrer 
an berufsbildenden Schulen (BLBS 
und VLW) haben die aktuelle Situa-
tion auf dem Ausbildungsmarkt als 
„Skandal erster Ordnung“ bezeich-
net. Die drei Verbände befürchten, 
dass im Herbst 2006 etwa 100 000 jun-
ge Leute ohne Ausbildungsplatz da-

stehen bzw. mangels Alternative mit 
provisorischen Warteschleifen-Maß-
nahmen versorgt werden müssen, die 
ohne Perspektive sind und für die fol-
genden Jahre eine ‚Bugwelle’ erzeu-
gen. Hintergrund dieser Entwick-
lung ist vor allem der massive Rück-
gang der Zahl der betrieblichen Aus-
bildungsplätze. Hatte es im Jahr 2000 
noch 622 000 Ausbildungsverträge ge-
geben, so waren es im vergangenen 
Jahr 2005 trotz des Ausbildungspaktes 
nur noch 550 000. 

 Die Lehrerverbände rufen in die-
sem Zusammenhang zu einer „nati-
onalen Kraftanstrengung“ in Sachen 
Lehrstellen auf. Außerdem fordern die 
Verbände eine nachhaltige Stärkung 
der Berufsfachschulen, eine Stärkung 

der vollzeitschulischen Berufsausbil-
dungen mit anschließender Kammer-
Prüfung, eine steuerliche Entlastung 
der Ausbildungsbetriebe und gezielte 
Maßnahmen zur Förderung der Aus-
bildungsreife der schwierigen Schü-
lerklientel. 

DL-Präsident Josef Kraus übt Kri-
tik an der Wirtschaft: „Mit der ge-
sellschaftspolitischen Verantwortung 
mancher Unternehmer scheint es nicht 
weit her zu sein. Dass kaum mehr als 
20 Prozent der zwei Millionen Betriebe 
ausbilden, obwohl 65 Prozent dazu be-
rechtigt wären, ist unverantwortlich. 
Der wiederkehrende Hinweis der 
Wirtschaft auf die ökonomische Groß-
wetterlage und ihr Klagen über das an-
geblich schlechte Bildungsniveau man-
cher Bewerber wirken hier oft genug 
als Ablenkungsmanöver. Festzuhal-
ten bleibt, dass die Wirtschaft bewusst 
die gesellschaftliche Aufgabe der Qua-
lifizierung der jungen Menschen über-
nommen hat, nun aber diese Aufgabe 
aus offensichtlich ökonomischen Mo-
tiven nicht schultern will oder kann. 
Gleichzeitig ist die Wirtschaft nicht be-
reit, die Öffnung für alternative We-
ge zu akzeptieren. Dieser Widerspruch 
muss aufgelöst werden.“ 

VLW-Vorsitzender Wolfgang Kehl 
prognostiziert, dass die prekäre La-
ge auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
auch gravierende Auswirkungen auf 
die Wirtschaft habe: „Der Wirtschaft 
fehlt es über kurz oder lang an Nach-
wuchs. Außerdem gerät das gesamte 
deutsche Berufsbildungssystem in ei-
ne Schieflage: Während im Jahr 1991 
noch 75 Prozent aller jungen Leute ih-
re berufliche Bildung im dualen Sys-
tem starteten, waren es zuletzt gerade 
noch 60 Prozent.“

BLBS-Vorsitzender Berthold Geh-
lert äußerte die Befürchtung, dass viele 
Haupt- und Realschüler auf der Stre-
cke bleiben würden. „Wenn das duale 
System trotz Ausbildungspakt fast die 
Hälfte der ausbildungswilligen Schul-
abgänger der Haupt- und Realschulen 
ausgrenzt, dann ist es kein Erfolgsmo-
dell mehr. Staat und Wirtschaft müs-
sen jetzt gemeinsam Verantwortung 
übernehmen und teil- und vollqualifi-
zierende Berufsfachschulen als praxi-
serprobte Alternativen fördern“.  <

Pressemitteilung des Deutschen Lehrerverbandes:

Lehrstellenmisere ist ein  
Skandal erster Ordnung

Bildungspolitik Dienstrecht

Ministerpräsident Edmund Stoiber 

und CSU-Fraktionschef Joachim Herr-

mann gratulieren Prof. Hans Maier 

zum 75. Geburtstag

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber 
hat dem früheren bayerischen Kultus-
minister Hans Maier herzlich zum 75. 
Geburtstag gratuliert. Stoiber würdigte 
Hans Maier als herausragende Per-
sönlichkeit des intellektuellen Lebens 
in Deutschland und exzellenten lang-
jährigen Kultusminister des Freistaa-
tes mit großer Ausstrahlung. Stoiber: 
„Hans Maier hat sich als bayerischer 
Kultusminister in herausragender Wei-
se um die bayerische Schul-, Universi-
täts- und Museenlandschaft verdient 
gemacht. Mit Weitblick und außeror-
dentlicher Kompetenz hat er Schulen 
und Universitäten reformiert und er-
folgreich auf ein modernes Leistungs-
prinzip gesetzt. Hans Maier hat wich-
tige Weichen dafür gestellt, dass die 
Kinder in Bayern heute bei PISA die 
besten Leistungen erbringen.

Joachim Herrmann, Vorsitzender 
der CSU-Fraktion im Bayerischen 
Landtag, führte weiter aus: „In seiner 
Zeit als bayerischer Kultusminister 
von 1970 bis 1986 hat Professor Mai-
er die Grundlagen dafür gelegt, dass 
unser Land heute bundesweit als Kul-
tur- und Bildungsland an der Spitze 
der Bundesländer steht.“ Dass die bay-
erischen Schüler in unterschiedlichs-
ten Schulleistungs-Vergleichen, heu-
te regelmäßig erste Plätze erringen, sei 
auch seiner herausragenden Arbeit zu 
verdanken. Maier sei in den „wilden 
70er Jahren“ auf dem Posten geblieben 
und habe die bayerischen Schulen und 
Hochschulen vor einem Traditions-
bruch bewahrt, mit dessen Folgen an-
dere Bundesländer bis heute zu kämp-
fen haben. „Auch wenn wir heute dar-
an gehen, unser Schulwesen in vieler 
Hinsicht zu erneuern, so sind wir uns 
doch des großen Erbes bewusst, das 
uns Kultusminister Hans Maier hinter-
lassen hat. Ich versichere Ihnen, dass 
wir auch künftig für die Qualität des 

Grundlage für hervorragendes 
Bildungssystem gelegt

bayerischen Schul- und Hochschulwe-
sens keine Kosten und Mühen scheuen 
werden“, betonte Herrmann.

Als herausragende Eigenschaft 
Hans Maiers würdigte Ministerpräsi-
dent Stoiber dessen unvergleichliche 
Vielseitigkeit. So stand er als Präsident 
an der Spitze des Zentralkomitees der 
deutschen Katholiken, war Abgeord-
neter des Bayerischen Landtags, Kul-
tusminister, Politikwissenschaftler und 
Religionsphilosoph und elf Jahre lang 
Inhaber des renommierten Romano-
Guardini-Lehrstuhls für christliche 
Weltanschauung, Religions- und Kul-
turtheorie an der Ludwig-Maximilians-
Universität München. Darüber hinaus 
hat sich Hans Maier auch als Organist 
einen Namen gemacht. Stoiber: „Der 
christliche Glaube ist für Hans Mai-
er ein starker persönlicher Kraftquell. 
Er steht für eine wertorientierte christ-
lich-konservative Politik, die stets offen 
für Neuerungen ist. In bester aufkläre-
risch-demokratischer Tradition schätzt 
und praktiziert er den offenen Dialog 
und die ausgleichende konstruktive 
Diskussion.“ 

Die persönliche Unabhängigkeit 
und geistige Freiheit, die sich Hans Mai-
er bei aller Loyalität gegenüber Minis-
terpräsidenten und Parteivorsitzenden 
bewahrt habe, sei bewundernswert und 
vorbildlich, so Herrmann weiter.

Pressemitteilung STK und CSU

Auch der VLB gratuliert Prof. Hans Mai-

er zu seinem 75. Geburtstag und wird sich 

in der Septemberausgabe der VLB-akzente 

nochmals ausführlich mit dem Jubilar be-

schäftigen.

Pressemitteilung der Bayerischen 
Staatskanzlei vom 28. Juni 2006:

Staatsregierung und Bay-
erischer Beamtenbund  
erörtern Eckpunkte für  
eine Übertragung des  
Ergebnisses der Tarifver-
handlungen im öffent-
lichen Dienst auf die bay-
erischen Beamten

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoi-
ber, Finanzminister Dr. Kurt Faltl-
hauser und der Vorsitzende des Bay-
erischen Beamtenbundes (BBB) Rolf 
Habermann sind heute zu einem aus-
führlichen und offenen Gespräch zu-
sammen gekommen. Inhalt des Ge-
sprächs war die Übertragung des Er-
gebnisses der Tarifverhandlungen 
im öffentlichen Dienst auf die bay-
erischen Beamten. Der Vorsitzende 
des Bayerischen Beamtenbundes hat 
noch einmal seine Grundpositionen 
deutlich gemacht hat. Dabei geht es 
dem BBB nach den Worten seines 
Vorsitzenden in erster Linie darum 
zumindest einen Ausgleich für die hö-
here Wochenarbeitszeit (rund zwei 
Stunden) der Beamtinnen und Beam-
ten zu erreichen. In der Folge des Ge-
sprächs hat die Staatsregierung dem 
Bayerischen Beamtenbund folgende 
Eckpunkte angeboten: 
1. Sonderzahlung bis 31. 12. 2009. Die 
Sonderzahlung wird bis 31.12.2009 
für aktive Beamte und Versorgungs-
empfänger unverändert im bisherigen 
Umfang weiterbezahlt. 
2. Volumen der Sonderzahlung nach 

2009. Die Mittel, die für die Sonder-
zahlung gegenwärtig zur Verfügung 
stehen, werden im Rahmen der zu-
künftig zu gestaltenden Besoldungs-
reform voll erhalten bleiben. 
3. Einmalzahlung. In 2006 und 2007 
wird an die aktiven Beamten und die 
Versorgungsempfänger einheitlich ei-
ne Einmalzahlung in Höhe von 250 
Euro pro Jahr gezahlt, an Anwärter 
100 Euro.
4. Lineare Erhöhung. Über die Über-
tragung der in dem Tarifvertrag der 
Länder vereinbarten linearen Er-
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Dienstrecht Lehrerbildung

VLB gewinnt wieder alle Sitze in 
den Bezirks- und Hauptpersonal-
ratsgremien:

Verband der Lehrer an 
beruflichen Schulen 
überzeugender Sieger 
bei den Personalrats-
wahlen

Der Verband der Lehrer an beruf-
lichen Schulen in Bayern e.V. (VLB) 
wertet das ausgezeichnete Ergebnis 
seiner Kandidatinnen und Kandidaten 

von 77,1 Prozent bei den Hauptper-
sonalratswahlen als deutlichen Beleg 
dafür, dass die Lehrkräfte an den be-
ruflichen Schulen weiterhin von Wolf-
gang Lambl und Horst Hackel ver-
treten werden wollen. Alle zwei mög-
lichen Sitze sind an die VLB-Liste ge-
gangen!

Auch ist es wiederum gelungen, in 
allen Regierungsbezirken sämtliche 
Sitze für die Gruppe der Lehrer an 
beruflichen Schulen zu gewinnen – ein 
einmaliger Vertrauensbeweis!

„Damit sind wir für die anstehen-
den großen Reformfragen wie das 
neue Dienstrecht oder die künftige 
Lehrerausbildung hervorragend auf-
gestellt“, kommentierte der Verbands-
vorsitzende Hans Käfler den Wahlaus-
gang. „Auch die weitere Ausgestal-
tung der Beruflichen Oberstufe wer-
den wir mit diesem Mandat kritisch 

und konstruktiv begleiten, um die Po-
litik bei der Erfüllung ihrer vollmun-
digen, aber bisher oft noch uneinge-
lösten Versprechen zu unterstützen.“

Klares Votum für den beruflichen 
Vertretungsanspruch des VLB
Alle Versuche anderer Vertretungen, 
die starke, geschlossene Personalver-
tretung des VLB aufzubrechen, seien 
mit diesem Wahlergebnis klar geschei-
tert. „Unsere Wählerinnen und Wäh-
ler haben denjenigen vertraut, die im 
Kultusministerium und an den Be-
zirksregierungen auch ihre Interes-
sen vertreten“, deutete Käfler das Er- 
gebnis. 

Der VLB hat im laufenden Re-
formprozess der Lehramtsstudien-
gänge die vertiefte wissenschaftliche 
Ausbildung in zwei Fächern für ange-
hende Studienräte erhalten können 
und so eine wichtige Voraussetzung 
der beruflichen Bildungsqualität gesi-
chert. Durch die Novellierung der Zu-
lassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung der Fachlehrer an beruf-
lichen Schulen wird die Praxisorien-
tierung der beruflichen Schulen wei-
terhin sichergestellt.

Vertrauensbeweis für die Arbeit 
der Personalräte
Für die kommenden fünf Jahre wur-
den als Hauptpersonalräte gewählt: 
der stellvertretende VLB-Vorsitzende 
Wolfgang Lambl und Horst Hackel.

Die beiden Gewählten danken al-
len Wählerinnen und Wählern für das 
entgegengebrachte Vertrauen und für 
die überaus hohe Wahlbeteiligung von 
ebenfalls über 80 Prozent. Damit ha-
ben fast zwei Drittel der Wahlberechti-
gen die Vertreter des VLB gewählt. <

Wir freuen uns auf Ihren Besuch

Am 10. und 11. November 2006 findet unter dem Motto

„Berufliche Schulen –
Investitionen in eine
erfolgreiche Zukunft“

der 8. VLB-Berufsbildungskongress in Memmingen statt.

Der VLB
wünscht allen

Kolleginnen und

Kollegen eine

erholsame

Sommerpause.

Der Nürnberger Lehrstuhl für Wirt-
schaftspädagogik und Personalent-
wicklung ist im April 2006 neu besetzt 
worden. Der bisherige Inhaber, Prof. 
Dr. Josef Aff, ist an die Wirtschaftsu-
niversität Wien gewechselt.

Der neue Lehrstuhlinhaber, Prof. 
Dr. Karl Wilbers, kommt von der Uni-
versität St. Gallen in der Schweiz. Dort 
war er tätig am Institut für Wirtschaft-
spädagogik (Direktoren: Euler,  Metz-
ger; Emeritus: Dubs) tätig. Wilbers 
ist Diplom-Handelslehrer der Uni-
versität zu Köln, wo er Wirtschafts- 
pädagogik mit den Schwerpunkten 
Industriebetriebslehre und Organisa-
tionslehre studiert hat. Nach dem Stu-
dium war er zunächst am Forschungs-
institut für Berufsbildung im Hand-
werk an der Universität Köln tä-
tig. Dort entwickelte und erprobte er 
selbstgesteuerte Formen des Lernens 
mit Hilfe von Computern. Anschlie-
ßend wechselte Wilbers an den Lehr-
stuhl für Wirtschafts- und Sozialpäd-
agogik der Universität Köln. Nach 
seiner Tätigkeit in Köln ging Wil-
bers nach St. Gallen. Dort war er zu-
erst als Nachwuchsdozent für Educa-
tional Management/Wirtschaftspäd-
agogik und Projektleiter mit Aufga-
ben in Lehre, Forschung, Hochschul-
entwicklung und Weiterbildung tätig. 
Wilbers habilitierte in St. Gallen mit 
einer Arbeit zu sozialen Netzwerken 
von Lehrkräften und wurde zum As-
sistenz-Professor ernannt.

Zu einem der Forschungsschwer-
punkte von Wilbers gehört die Profes-
sionsentwicklung von Lehrkräften. Er 
knüpft dabei an seine praktische Tä-
tigkeit in der zweiphasigen Lehrerbil-
dung (Köln) und in der einphasigen 
Lehrerbildung (Schweiz) an. Aktuell 
setzt er sich vor allem mit Bildungs-
standards für die Aus- und Fortbildung 
von Lehrkräften sowie videofeedback-
gestützter Professionsentwicklung aus-

Nachfolger für Prof. Aff am Nürnberger WiPäd-Lehrstuhl:

Prof. Dr. Karl Wilbers  
neuer Inhaber des Lehrstuhls 
für Wirtschaftspädagogik

einander. Außerdem hat Wilbers empi-
rische Studien zur Belastung von Lehr-
kräften im Alltag vorgelegt.

Wilbers hat eine Reihe von Arbei-
ten zum E-Learning veröffentlicht, die 
auf Projekten in Schulen, Hochschu-
len und Unternehmen beruhen. Er 
gibt seit 2002 gemeinsam mit einem 

Unternehmensberater das Handbuch 
E-Learning heraus. Es liegt nun in der 
16. Ergänzungslieferung vor, an der 
bisher über 200 Autorinnen und Au-
toren auf knapp 2000 Seiten Beiträge 
erbracht haben.

In der fachdidaktischen Forschung 
stehen Forschungen und Entwick-
lungen zu den unterrichtlichen Aus-
wirkungen von Enterprise Resour-
ce-Planning-Software (ERP), wie bei-
spielsweise SAP R3 oder MS Navision, 
auf der Agenda. Weiterhin sollen am 
Lehrstuhl Antworten auf die Heraus-
forderung heterogener Bedingungsla-
gen im didaktischen Alltag berufsbil-
dender Schulen gefunden werden. Da-
bei geht es um Strategien des Umgangs 
mit stark unterschiedlichen Leistungs- 
und Motivationsständen sowie kultu-
rell bedingten Unterschieden im Un-
terricht beruflicher Schulen.

Wilbers möchte in der Nürnberger 
WiSo die Tradition der Handelshoch-
schule als praxisnaher Denkfabrik 
fortführen und zeitgemäß definieren. 
Weitere Informationen können der 
Webseite des Lehrstuhls entnommen 
werden (http://www.wipaed.wiso.uni-
erlangen.de/).

Der VLB gratuliert dem neuen 

Lehrstuhlinhaber zu seinem Ruf. Er 

bietet ihm eine konstruktiv kritische 

Zusammenarbeit in allen Fragen der 

Lehrer- und Berufsbildung an.  rf

Die HPR-Vertreter für 
die beruflichen Schu-
len: Wolfgang Lambl, 
Gruppe der Lehrer an 
beruflichen Schulen – 
Stellv. Gesamtvorsit-
zender des HPR. Re-
nate Meindl, Grup-
pe der Arbeitnehmer 
(Verwaltungsange-
stellte Staatl. Berufs-
schule I Landshut). 
Horst Hackel, Gruppe 
der Lehrer an beruf-
lichen Schulen.

höhung von 2,9 Prozent ab 1. Januar 
2008 wird zeitnah im Lichte der Haus-
haltssituation entschieden. 

Die Staatsregierung und die CSU-
Landtagsfraktion, die der Minister-
präsident nach dem Gespräch infor-
miert hat, betrachten diese Eckpunk-
te als sehr weitgehendes Angebot. 
Der Vorsitzende des Bayerischen Be-
amtenbundes wird es seinen Gremien 
vorlegen und diesen nahe legen, es mit 
Blick auf die Situation im Bund und 
in anderen Ländern sehr ernsthaft zu 
prüfen. 
Rainer Haselbeck

Pressesprecher der Bayerischen 

Staatskanzlei
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Berufsbildungskongress Berufsbildungskongress

HANS-PETER GNEISER

Als der Memminger Stadtrat im Früh-
jahr 1970 den Antrag auf Errichtung 
einer Staatlichen Fachoberschule 
stellte – „...zähneknirschend, was die 
Finanzierung betrifft, aber im vollen 
Bewusstsein, dass wir die Schule brau-
chen ...“, so der damalige Oberbürger-
meister Dr. J. Bauer – konnte noch nie-
mand vorhersagen, welche Entwick-
lung dieser neue Schultyp in Mem-
mingen nehmen würde.

Unmittelbarer Anlass für die Grün-
dung der Fachoberschulen in Bayern 
und in anderen Bundesländern waren 
die Unruhen an den Ingenieurschulen 
im Jahre 1968. Dabei ging es in erster 
Linie um die Forderung einer hoch-
schulmäßigen Ausbildung. Um die-
ser Forderung gerecht zu werden, be-
schlossen die Ministerpräsidenten der 
deutschen Bundesländer am 31. Ok-
tober 1968 die Errichtung von Fach-
oberschulen. Diese neue Schulart, die 
die Fachhochschulreife oder, wie es 
im Volksmund schon immer heißt und 
künftig auch ganz offiziell heißen wird, 
das Fachabitur verleiht, stellt seitdem 
das Verbindungsstück zwischen den 
„mittleren“ Schulen und den Fach-
hochschulen dar. Die wesentlichen 
Merkmale der Fachoberschulen wur-
den damals wie folgt festgelegt: Zu-
gang mit der sog. „Mittleren Reife“, 
Klassenstufen 11 und 12, Englisch als 
einzige Pflichtfremdsprache, Vermitt-
lung einer fachpraktischen und einer 
wissenschaftlich-theoretischen Aus-
bildung. (Diese Merkmale sind auch 
heute noch gültig.)

Bezüglich der Finanzierung dieses 
neuen Schultyps wurde festgelegt, 
dass die Stadt Memmingen als Sach-
aufwandsträger zuständig sein sollte 
für den Raum- und Sachbedarf sowie 
für die Kosten der Schülerübungen 
und der Schulveranstaltungen; die 

Memmingens Schulen stellen sich vor:

Die Staatliche Fachober- 
schule und Berufsoberschule 
Memmingen

Personalkosten und alle übrigen Auf-
wendungen würde der Freistaat Bay-
ern tragen.

Unter für uns heute unvorstellba-
ren Voraussetzungen wurde dann am 
10. September 1970 der Unterricht in 
4 Klassen mit 101 Schülerinnen und 
Schülern (jedoch überwiegend Schü-
lern) aufgenommen: Offiziell gab es 
zwar einen vom KM ernannten Schul-
leiter, der aber dann in Verbindung 
mit der Stadt Memmingen zunächst 
nach geeigneten Unterrichtsräumen 
und Lehrern - bei benachbarten Re-
alschulen und Gymnasien - suchen 
musste. 

Dass die Fachoberschule nicht nur, 
aber auch in Memmingen sehr erfolg-
reich arbeitete, zeigte sich schon allein 
an den Schülerzahlen, die bereits im 
Schuljahr 1973/74 mit insgesamt 378 
Schülern in 16 Klassen ihren ersten 
Höchststand erreichten. Die FOS hat-
te also im schulischen Ausbildungs-
system eine „Marktlücke“ geschlos-
sen und stieß bei Schülern und Eltern 
gleichermaßen auf großes Interesse.

Bedingt durch die große Nachfrage 
stand seit Gründung der FOS Mem-
mingen auch die räumliche Unter-
bringung der Schule in ständiger Dis-

kussion, wie dies viele Schreiben der 
Schulleitungen an die Stadt, die hei-
mischen Abgeordneten und das Bay-
erischen Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus belegen. So beschloss 
z. B. der Stadtrat 1972 – nach teilwei-
ser Auslagerung von Klassen in ande-
re Schulen – die Aufstockung des städ-

tischen Berufsschulgebäudes am Kai-
sergraben, um so die nötigen Klassen-
zimmer für die Unterrichtsversorgung 
zu schaffen.

Fast ebenso rasant wie die Schü-
lerzahlen in den ersten Jahren nach 
der Gründung nach oben schnellten, 
so fielen diese Zahlen in den nach-
folgenden Schuljahren wieder und 
erreichten ihren ersten Tiefstand im 
Schuljahr 1977/78 mit 272 Schüle-
rinnen und Schülern in 13 Klassen. Di-
ese Entwicklung, dieses ständige Auf 
und Ab der Schülerzahlen, ist bis heu-
te noch typisch für die Fachoberschu-
len. Sie zeigt, dass die Schülerzahlen 
nur schwer vorhersehbar sind, weil sie 
weitgehend von konjunkturellen Ein-
flüssen der Wirtschaft abhängen. Un-
ter diesem Aspekt gab es in der Ge-
schichte der Fachoberschule bauli-
cherseits ruhige Phasen, in denen man 
mit den bestehenden Mängeln noch 
leben konnte, aber auch Phasen, in 
denen die Raumnot so groß war, dass 
immer wieder der Wunsch nach einem 
eigenen Schulgebäude aufkam.

Dass nun dieser Wunsch nach 
einem eigenen Gebäude 2004 in Er-
füllung ging, ist einerseits dem Um-
stand zu verdanken, dass zum Schul-

jahr 1997/98 die Fachoberschule und 
die Berufsoberschule in Memmin-
gen unter einer Schulleitung zur „Be-
ruflichen Oberstufe“ zusammenge-
legt wurden, was dazu führte, dass die 
Schülerzahlen von anfänglich 400 auf 
bis zu 600 Schüler (Schuljahr 2004/05) 
in 25 Klassen anstiegen. Andererseits 

ist der Neubau auf den Umstand zu-
rückzuführen, dass das im selben 
Schulgebäude untergebrachte Vöh-
lin-Gymnasium ebenfalls über große 
Raumnot klagte.

Umso bedeutungsvoller war am 
9. November 1999 der einstimmige 
Beschluss des III. Senates der Stadt 
Memmingen, dass als Standort für den 
Neubau der FOS/BOS das städtische 
Grundstück südlich der Johann-Bier-
wirth-Schule verwendet werden sollte. 
Ferner wurde die Verwaltung aufge-
fordert, ein Raumbedarfsprogramm 
zu erstellen und einen Architekten-
Planungswettbewerb nach den ein-
schlägigen Bestimmungen einzuleiten 
und zu terminieren.

Getreu dem Spruch „Ende gut, al-
les gut!“ wurde nun nach vielen Jah-
ren schwierigster räumlicher Unter-
bringung und großer ausstattungsmä-
ßiger Entbehrungen der Neubau für 
die Staatliche Fachoberschule und für 
die Staatliche Berufsoberschule im 
April 2005 seiner Bestimmung über-
geben. Jetzt präsentiert sich die Schul-
anlage in eindrucksvoller Weise und 
fügt sich harmonisch in das neue be-
rufliche Bildungszentrum ein, das aus 
den Staatlichen Berufsschulen I und II 

und der Wirtschaftsschule besteht. Die 
offene Architektur der Schule und die 
Verwendung traditioneller Baustoffe 
schaffen eine Atmosphäre, die sicher-
lich junge Menschen anspricht. 

Ein besonderes Lob muss der Stadt 
Memmingen für die technische Aus-
stattung der Werkstätten, der Fach-

Die neue FOS / BOS in 
Memmingen – auch 
ein Baukunstwerk.

räume und auch der EDV gemacht 
werden. Trotz aller notwendigen Spar-
samkeit wurde hier nicht darauf ver-
zichtet mit der Lehrerschaft neue We-
ge zu gehen, um durch die räumliche 
Ausstattung den verstärkten Einsatz 
handlungsorientierter Methoden zu 
ermöglichen.

Sie können sich bei Ihrem Besuch 
am 7. und 8. November in Memmin-
gen davon überzeugen!

Übrigens: Das Besondere ist seit 
1996, dass die FOS/BOS mit der ge-
werblichen Berufsschule, der Johann-
Bierwirth-Schule, von einem Schullei-
ter in Personalunion geleitet wird. Der 
Synergieeffekt allerdings, den man sich 
seitens des Staatsministeriums für Un-
terricht und Kultus von solch einer ge-
meinsamen Leitung erhoffte, muss je-
doch ernstlich hinterfragt werden; 
wenn Schulen Größen wie in Memmin-
gen erreicht haben, dann ist dieser Syn-
ergieeffekt letztendlich – im Vergleich 
mit den Nachteilen – zu gering. <

BERNHARD STARK

Mit über 600 Schülerinnen und Schü-
ler gehört die Staatliche Wirtschafts-
schule Memmingen zu den größ-
ten Staatlichen Wirtschaftsschulen in 
Bayern. Aber nicht die Anzahl der 
Schüler ist es, was die Staatliche Wirt-
schaftsschule weit über die Grenzen 
Bayerns hinaus bekannt gemacht hat, 
aber dazu später. 

Entstehung der Wirtschafts- 
schule in Memmingen
Aufgrund der wirtschaftlichen Bedeu-
tung der Stadt Memmingen beschloss 
der Stadtrat im Juli 1952 in Mem-
mingen eine 3-jährige Städtische Hö-
here Handelsschule zu gründen – und 
schon am 14. Okt. 1952 nahm man mit 
38 Schülerinnen und Schülern den 

Staatliche Wirtschaftsschule in 
der 2- und 4-stufigen Form im 
BBZ Jakob Küner Memmingen

Schulbetrieb auf – damals noch an das 
Städtische Vöhlin-Gymnasium ange-
gliedert. Schon 1955 erfolgte dann der 
Ausbau auf Vierjährigkeit mit dem 
Abschluss der Oberstufenreife. 1965 
wurde aus der 4-jährigen Städtische 
Höhere Handelsschule eine 4-jährige 
Städtische Wirtschaftsaufbauschule. 
Grund war die Aussicht auf Verstaat-
lichung, die dann auch bald darauf er-
folgte. Mit Wirkung vom 01. Jan.1966 
wurde die bisherige Städtische Wirt-
schaftsaufbauschule in Memmingen 
dann in eine staatliche, selbständige 
Schule umgewandelt. Sie führte die 
Bezeichnung „Staatliche Handels- 
und Wirtschaftsschule Memmingen“. 
Ab dem Schuljahr 1972/73 führten die 
in Bayern bestehenden Handels- und 
Wirtschaftsschulen gemäß dem Ge-
setz über das berufliche Schulwesen 
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die Bezeichnung „Wirtschaftsschule“. 
Später erfolgte dann die Zusammen-
fassung der Staatlichen Wirtschafts-
schule mit der nunmehr eigenstän-
digen Kaufmännischen Berufsschu-
le sowie der neu gegründeten Staatli-
chen Berufsoberschule - Ausbildungs-
richtung Wirtschaft, zum Staatlichen 
Kaufmännischen Berufsbildungszent-
rum Memmingen. 

Übungsfirma – das Erfolgs- 
modell der Memminger Wirt-
schaftsschule
Das besondere Profil der Wirtschafts-
schule ist die Praxisnähe. Diese zeigt 
sich vor allem im Unterrichtsfach 
Übungsfirmenarbeit. „Lernen wie im 
richtigen Leben“ nannte es der Baye-
rische Rundfunk in einem Schulfunk-
beitrag im Mai dieses Jahres. Übungs-
firmenarbeit als Unterrichtsfach gibt 
es in Bayern nur an der Wirtschafts-
schule. An der Staatlichen Wirtschafts-
schule Memmingen wurde in den Jah-
ren 1977 bis 1982 dieses Konzept im 
Rahmen eines Bund-Länder-Modell-
versuchs zunächst als „Lehrbüro“ ent-
wickelt und erfolgreich abgeschlossen, 
so dass dann andere Wirtschaftsschu-
len dieses Konzept übernahmen, bis 
es dann als Wahlfach „Betriebswirt-
schaftliche Übungen“ und schlussen-
dlich als Pflichtfach „Übungsfirmen-
arbeit“ das Profil der Wirtschaftsschu-
le stark mitprägte. 1985 begann dann, 
ebenfalls federführend durch die Wirt-
schaftsschule Memmingen, die Inte-

gration der Datenverarbeitung in den 
kaufmännischen Geschäftsbetrieb der 
Übungsfirma mit einer eigens für die 
Übungsfirmen entwickelten Spezial-
software für die Unternehmensbe-
reiche Einkauf, Verkauf und Lager, 
die fast 10 Jahre im Einsatz war. 

Derzeit arbeiten ca. 220 Übungsfir-
men in Bayern bzw. in Thüringen nach 
dem Memminger Modell; Verbin-
dungen bestehen zu Übungsfirmen in 
Österreich, Italien, Kroatien und auch 
der Ukraine (Tschernigiv) – dort wur-
den ebenfalls Übungsfirmen mit der 
Unterstützung durch das BBZ Jakob 
Küner in Zusammenarbeit mit dem 
Kolping Bildungszentrum Memmin-
gen nach einem für die Ukraine ange-
passten Konzept entwickelt, gleichzei-
tig mit dem Aufbau einer neuen kauf-
männischen Berufsausbildung nach 
marktwirtschaftlichem Konzept, un-
terstützt durch die Staatliche Berufs-
schule II Memmingen.

Übungsfirmenzentrale der bay-
erischen Wirtschaftsschulen im 
BBZ Jakob Küner Memmingen
Ein wesentliches Merkmal des 
Übungsfirmenkonzeptes ist die Kom-
munikation der Firmen untereinan-
der, aber ebenso Abbildung der Be-
ziehungen von Unternehmen zu den 
sonstigen Institutionen, wie Banken, 
Gerichten etc. Während die ersten 
Übungsfirmen noch dem Deutschen 
Übungsfirmenring angeschlossen wa-
ren, wurde schon Mitte der 80er Jah-

re an der Wirtschaftsschule Mem-
mingen eine eigenständige Zentra-
le für die schulischen Übungsfirmen 
gegründet, die diese für Übungsfir-
men notwendigen Geschäftsvorgän-
ge übernimmt. Über die Übungsfir-

menzentrale werden die Geschäfts-
beziehungen unter den Übungsfir-
men koordiniert, Bankgeschäfte ab-
gewickelt, ein Amtsgericht betrieben 
usw., alles zur praxisorientierten Ab-
wicklung eines kaufmännischen Ge-
schäftsbetriebes für die derzeit ca. 
220 Übungsfirmen im Übungsfirmen-
ring der bayerischen Wirtschaftsschu-
len. Gemeinsam mit der Wirtschafts-
schule Bad Aibling wird auch das 
Übungsfirmenportal im Internet be-
trieben, über das nun die einzelnen 
Übungsfirmen kommunizieren. Wei-
tere Aufgaben, die die Übungsfir-
menzentrale übernimmt, sind die Or-
ganisation von Übungsfirmenmessen 
und neuerdings auch die Zertifizie-
rung der angeschlossenen Übungsfir-
men. 

Das erste „G8“ in Bayern im  
Jahre 1981
Das Übungsfirmenkonzept eröffnete 
auch in anderen Bereichen neue We-
ge. Im Sommer 1981 gelang es erst-
mals, für Schüler, die das Fach „Lehr-
büro“ besuchten, die Wirtschaftsschul-
abschlussprüfung über die Übungsfir-
menarbeit mit der IHK-Abschluss-
prüfung im Ausbildungsberuf „Büro-
gehilfe/Bürogehilfin“ zu verknüpfen. 
Mit dieser Doppelqualifikation konn-
ten die Schüler in die Berufsoberschu-
le einsteigen und nach zwei weiteren 
Jahren die allgemeine Hochschulrei-
fe erlangen: Abitur mit 18 und dazu 
noch eine Berufsausbildung! Aber, 

Praxisnaher Un-
terricht – arbeiten in 
der Übungsfirma.

was nicht sein kann, nicht sein darf! 
Nach vier sehr erfolgreichen Jahren 
wurde dieser Weg verboten . Weitere 
ähnliche Wege wurden gegangen, al-
lerdings nicht mehr so erfolgreich wie 
der dargestellte, war man an den be-
troffenen Stellen doch vorgewarnt. 
Erfolgreich war jedoch ein weiterer 
Modellversuch, an dem die Staatli-
che Wirtschaftsschule Memmingen 
vom Schuljahr 1996/97 bis 1999/2000 
teilgenommen hat: der Modellver-
such „Zweistufige Wirtschaftsschule“. 
Im Jahr 2000 wurde die „Zweistufige 
Wirtschaftsschule“ als weitere Regel-
form der Staatlichen Wirtschaftsschu-
le Memmingen angegliedert, mit zur 
Zeit über 170 Schülerinnen und Schü-
lern. 

Netzwerkbetreuung durch  
Juniorfirma
Die Juniorfirma „mm-netriX“ ist ein 
Juniorunternehmen  der Wirtschafts-

schule Memmingen. Als eigenstän-
dige Unterabteilung des Freundes-
kreises der Staatlichen Wirtschafts-
schule Memmingen e. V. bietet sie ge-
gen Entgelt DV- und IT-Dienstleis-
tungen an. Mitglieder sind Schüler 
und ehemalige Schüler, die ihr Wis-
sen an die „Junioren“ weitergeben, 
im Rahmen eines Wahlfaches ange-
leitet durch zwei Lehrkräfte der Wirt-
schaftsschule. mm-netriX  betreut der-
zeit das gesamte Netzwerk in BBZ Ja-
kob Küner mit über 200 PC’s.  <

Berufsbildungskongress Die Lehrerseite

In diesen Tagen rollt er wieder quer 
durch die französischen Regionen, der 
internationale Radler-Pulk. Mit groß-
er Begeisterung verfolgen wir die Tour 
am Bildschirm. Und oft sind wir recht 
großzügig beim Gebrauch des Kon-
junktivs. Sie wissen schon: Er müsste, 
hätte, sollte usf. Wir kennen das ja u. a. 
vom Fußball!

Einer der mit Sicherheit vorsichtig 
ist mit dem Konjunktiv, ist unser Kol-
lege Karl Raab, Jahrgang 1935, VLB-
Mitglied und wohnhaft in Zeil am 
Main. Karl Raab nämlich ist sie selbst 
mitgefahren, die Tour de France und 
zwar in deren Amateurgruppe (Tour 
d’Avenir). Sein großes Tour-Erlebnis 
hatte er 1961, als die sportlichen Ver-
hältnisse noch gänzlich anders waren 
als heutzutage, die Strapazen während 
der 20 Tage aber deshalb keine gerin-
geren. „Nach den ersten 150 km hat-
te ich schon 5 kg Flüssigkeit verloren, 
was u. a. durch einen erheblichen Trai-
ningsrückstand bedingt war“, meint er 
und verweist auf den damaligen Man-
gel an gezielter Förderung. Irgendwo 
in der Nähe von Bordeaux ereilte ihn 
dann das Schicksal, er musste aufge-
ben. „Dabeisein ist eben alles“, sagt 
er heute dazu, „es war dennoch ein 
großes Erlebnis“. 

Seinen Höhepunkt als Radsport-
ler erlebte Karl Raab Ende der 50-
er und Anfang der 60-er Jahre. Um 
Haaresbreite verpasste er damals 
übrigens die Teilnahme an den olym-
pischen Spielen in Rom und zwar 
aus rein politischen Gründen. Ra-
ab war trotz nicht idealer Trainigs-
bedingungen in Topform und sein 
Start in Rom galt als sicher. Doch 
dann kam das Verhängnis. Die Rad-
sportverbände der beiden deutschen 
Staaten einigten sich darauf, gemein-
sam in Rom anzutreten und tra-
fen folgendes Agreement: Die Bun-
desrepublik stellte die Bahnfahrer, 
die DDR hingegen die Straßenfah-
rer. Raab aber war Experte für Stra-

Das besondere Profil:

Karl Raab und seine  
Tour de France

ßenrennen und konnte seine olym-
pischen Träume begraben.

Sein Talent für den Radsport ent-
deckte Raab relativ spät. Klar, man 
hatte ja auch andere Sorgen in der 
Nachkriegszeit, als der junge Sportbe-
geisterte dem Höhepunkt seiner phy-
sischen Leistungsfähigkeit entgegen 
strebte. Eine grundsätzliche Frage bei-
spielsweise: Woher ein Rennrad neh-
men, wenn nicht stehlen? Die Träu-
me blühten, die Ideale trieben ihn um, 
doch die Trauben hingen hoch in den 
Jahren, in denen das Wirtschaftswun-
der gerade seinen Anfang nahm.

1953 ging Karl Raab beruflich nach 
Essen. Dort schloss er sich einem re-
nommierten Radsportclub mit dem 
bezeichnenden Namen „Staubwol-
ke“ an und konnte viel Erfahrung 
sammeln. 1954 gewann er sein ers-
tes großes Straßenrennen. Er kam 
in Kontakt zu den „Einfahrern“ des 
Schweinfurter Sachswerkes, welches 
Rennräder herstellte. Unter den dort 
ansässigen „alten Hasen“ erarbeite-
te sich der Neuling bald einen ausge-
zeichneten Ruf. Gegen Ende der 50-
er Jahre kamen die Erfolge, ernte-
te er vielerlei Lorbeeren: Er wurde in 
Augsburg bayerischer Straßenmeis-

Karl Raab bei seinem Siebzigsten.
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ter, dann deutscher Mannschaftsmeis-
ter und schließlich Mitglied der deut-
schen Nationalmannschaft der Rada-
mateure.

Raab stammt aus einem Schreiner-
haushalt und lernte im väterlichen Be-
trieb, in der unterfränkischen Provinz. 
Nachdem seine sportliche Leistungs-
fähigkeit ihren Zenit in den späten 60-
er Jahren überschritten hatte, setzte 
Karl Raab mit dem gleichen Einsatz-
willen, wie beim Sport auf die beruf-
liche Karte. In München legte er die 

Sommer 1958: Als 
Bergspezialist führt 
Raab das Feld bei 
einem bayerischen 
Wettbewerb an.

Meisterprüfung als Schreiner ab und 
absolvierte in den frühen 70-er Jah-
ren die Fachlehrerausbildung in Nürn-
berg. Zunächst war er als Fachlehrer 
in Rosenheim und Augsburg tätig und 
1974 schließlich landete er aus fami-
liären Gründen in Haßfurt, wo er an 
der Heinrich-Thein-Berufsschule die 
Schreinerklassen übernahm. 

Seit 1998 ist Raab im Ruhestand. 
Dies allerdings bezieht sich nur auf 
seine Lehrertätigkeit. In sportlicher 
Hinsicht hingen ist er nach wie vor in 

beträchtlicher Unruhe, was seiner Ge-
sundheit indes prächtig bekommt.

Mit Begeisterung verfolgt er in die-
sen Tagen die aktuelle Tour und fie-
bert für seinen Champion. Und dabei 
nimmt sein Ruhepuls, der sonst die 50 
nicht übersteigt, mit Sicherheit um ei-
niges zu.  Peter Thiel

Unter dem Titel 

„Das besondere Profil“ 

möchten wir in loser Folge Kol-
leginnen und Kollegen portrai-
tieren, die neben ihrer Tätigkeit 
an der Schule im künstlerischen, 
sportlichen, sozialen oder sons-
tigem Bereich mit ihrem „Hob-
by“ die Grenzen des Alltäglichen 
überschreiten oder überschritten 
haben. 

Bitte wenden Sie sich an uns, wenn 
Sie glauben, dafür selbst in Frage 
zu kommen oder machen Sie uns 
ggf. Vorschläge aus Ihrem Kolle-
genumfeld. 

Wir werden uns mit Ihnen oder 
mit dem Genannten dann in Ver-
bindung setzen und Genaueres 
vereinbaren. Die Redaktion

MICHAEL WOLF

Erstmals in der fast 30-jährigen Ge-
schichte der Übungsfirmenarbeit an 
Wirtschaftsschulen wurden die bay-
erischen Übungsfirmen einem stan-
dardisiertem Qualitätstest unterzo-
gen. 55 Übungsfirmen aus Bayern und 
Thüringen erhielten von der Übungs-
firmenzentrale der bayerischen Wirt-
schaftsschulen in Memmingen ihre 
Zertifikate.

Sinn der Zertifizierung sei es, Qua-
lität nach innen und außen zu doku-
mentieren, betonte Dietmar Bauer 
vom Bayerischen Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus anlässlich 
des Festakts in Memmingen. In der 
Tat stehen die bayerischen Übungs-
firmen nicht alleine da. Sie sind in ein 

nationales und internationales Netz-
werk eingebunden. Die Geschäftskon-
takte bayerischer Übungsfirmen rei-
chen von Österreich über Italien nach 
Kroatien, wie Max Schilder von der 
IHK Schwaben erläuterte. Geschäfts-
korrespondenz mittels E-Mail, Fax 
oder Brief, internationale Übungsfir-
menmessen, Schüleraustausche sowie 
Comenius-Projekte seien ein Beweis, 
dass sich unsere Schüler der Globali-
sierung stellen. 

Bei der Zertifizierung handelte 
es sich um eine freiwillige Veranstal-
tung. Trotzdem nahmen über 25 Pro-
zent aller Übungsfirmen an der auf-
wändigen Qualitätsoffensive teil. Di-
es zeugt, so Michael Wolf, Leiter der 
Übungsfirmenzentrale, von der ho-
hen Motivation, die in diesem Unter-
richtsfach herrsche. Schüler wie Leh-
rer verkannten nicht den zusätzlichen 
Arbeitsaufwand. Einhellig wurde je-
doch bestätigt, dass das Überdenken 
der eigenen Arbeitsweise sowie der 
vorherrschenden Strukturen in der 
Übungsfirma einen Qualitätsfort-
schritt zur Folge hätten. Zudem stel-
le diese Auszeichnung ein Erfolgser-

Übungsfirmenarbeit an Wirtschaftsschulen:

Qualitätsoffensive  
gestartet: Übungsfirmen  
wurden zertifiziert

lebnis für Schüler wie Lehrer dar, das 
motivieren soll und das Zusammen-
gehörigkeitsgefühl stärken könne, so 
Bauer. 

Bayerische Übungsfirmen dürfen 
sich von nun an mit einem „Zertifi-
kat“ schmücken. Sie stehen damit in 
einer Reihe mit den Übungsfirmen 
Österreichs. Dort entspricht die Zer-
tifizierung einer offiziellen Ö-Norm. 
Zwar bleibt den bei der bayerischen 
Übungsfirmenzentrale angeschlos-
senen Übungsfirmen diese offizielle 
Anerkennung verwert. Allerdings 
entsprechen sich die jeweiligen Qua-
litätskriterien, die zum Erreichen die-
ser Auszeichnung erforderlich sind.

Auch im kommenden Schuljahr 
wird die Übungsfirmenzentrale auf-
grund der zahlreichen Voranmel-
dungen wieder eine Zertifizierung an-
bieten. <

Dietmar Bauer (KM) beim Festakt der Zertifi-
katsverleihung.
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Erotik ist in der Werbung ist nach Er-
kenntnissen des Deutschen Werbe-
rates auf dem Rückzug; dafür sei in 
Zukunft vermehrt mit Senioren in 
Anzeigen, Hörfunk- und TV-Spots 
zu rechnen. Beim Wandel der Gesell-
schaft zu einer neuen Bürgerlichkeit 
nehme die Darstellung von Sexualität 
in Spots, Anzeigen und Plakaten ab, so 
die Zusammenfassung des Ratsvorsit-
zenden Jürgen Schrader anlässlich der 
Vorstellung der beanstandeten Wer-
bekampagnen des Jahres 2005.

Jede vierte Werbekampagne der 
Wirtschaft, über die sich Bürger beim 
Konfliktregler Deutscher Werberat 
im Jahr 2005 beschwert haben, wur-
de von den betroffenen Unternehmen 
zurückgezogen oder geändert. Insge-
samt hatte das Gremium über 258 mit 
Protesten belegten Werbeaktivitäten 
zu entscheiden. Davon wurden 61 An-
zeigen, Spots und Plakate eingestellt, 
6 weitere den Beschwerden entspre-
chend abgeändert. In 3 Fällen berück-
sichtigten die Firmen die Kritik zu-
nächst nicht, was ihnen über die Mas-
senmedien verbreitete öffentliche Rü-
gen einhandelte. Bei 188 Werbemaß-
nahmen führten die Diskussionen im 
Werberat zu der Entscheidung „nicht 
zu beanstanden“. 

Rüge: klarmobil.de (Rendsburg) 
wirbt mit Straftat
Die drei öffentlichen Rügen im Jahr 
2005 richteten sich gegen zwei Unter-
nehmen. So schaltete die norddeut-
sche Discount-Zeitarbeit GmbH (Bar-
dowick) einen Trailer auf ihrer Home-
page. Gezeigt wird das Gespräch zwi-
schen dem Mitarbeiter einer Zeitar-
beitsfirma und zwei Bewerbern. Sie 
werden als Dummköpfe dargestellt. 
Selbst zur Unterschrift unter ein For-
mular sind sie nicht fähig. Diese Art der 
Werbung könnte Arbeitslose verlet-
zen, so der Werberat, und rügte sowohl 
den Trailer als auch die Homepage des 
Unternehmens mit dem Spruch „Geile 
Leute! Geile Preise“.

Eine weitere Rüge erhielt die Firma 
klarmobil.de. In TV-Spots entreißt ei-
ne als Gorilla verkleidete Person Stra-
ßenpassanten das Handy. Er flieht da-
mit und entnimmt später daraus den 
Daten-Chip, wirft ihn weg und setzt 
seine eigene Karte ein. Unterlegt sind 
die Spots mit dem Text „Das Handy 
besorgst du dir, wo du willst. Die güns-
tige Karte bei klarmobil.de.“

Das Gremium teilte die Ansicht 
der zahlreichen Beschwerdeführer, 
wonach die Werbefilme den Dieb-
stahl von Handys verharmlosend dar-
stellten. Unterdessen hat die Firma ei-
ne entschärfte Fassung ihres TV-Spots 
ohne die Sequenz der Straftat produ-
ziert und als Wiedergutmachung ei-
ne Spendeninitiative „Gorilla hilft“ 
zu Gunsten von gefährdeten Jugend-
lichen ins Leben gerufen. 

Werbung der Medien im Fokus 
der Kritik
Gemessen nach Branchen waren die 
Medien am stärksten von Kritik in 
Zusammenhang mit ihrer Eigenwer-
bung betroffen. 

So hatte ein Fernsehsender für ei-
ne neue Serie im Friseur-Milieu mit 
einem Spot geworben, in dem ein Pa-
pagei mittels Haarspray angezündet 
wurde und verbrannte. Der Werberat 
sah wie der Beschwerdeführer in die-
ser Filmsequenz eine Verharmlosung 
von Gewalt gegenüber Tieren. Der 
Sender zog daraufhin den Spot aus 
dem Verkehr. 

Nicht beanstandet hat der Werberat 
hingegen die Kampagne einer deutsch-
landweiten Tageszeitung, die in Zusam-
menarbeit mit einer Bekleidungsfir-
ma mit großflächigen Plakaten für ihr 
„Seite-1-Girl“ warb. Auf den Plakaten 
waren junge Frauen in Dessous abge-
bildet. Der Vorwurf: die Werbebilder 
seien unmoralisch. Anders urteilte der 
Werberat. Die Models würden nicht 
entwürdigend dargestellt. Solche Bil-
der bewegten sich im Rahmen gesell-
schaftlicher Akzeptanz. 

Proteste löste auch der TV-Spot für 
ein Milchprodukt wegen „Missach-
tung von Ordnungsorganen“ aus. Zu 
sehen ist eine Politesse beim Ausstel-
len eines Strafzettels. Dem hinzukom-
menden Fahrzeugbesitzer gelingt es, 
sie von ihrem ordnungsbehördlichen 
Tun abzubringen, indem er ihr das be-
worbene Milchprodukt zum Verzehr 
anbietet. Der Werberat war nicht der 
Meinung, der Spot missachte Ord-
nungsorgane, vermittle den Anschein 
der Bestechlichkeit und sei darüber 
hinaus insbesondere für Jugendliche 
von negativem Vorbildcharakter.

Deutlich zurückgegangen ist im 
Vergleich zum Vorjahr die Anzahl der 
Proteste gegen Werbeaktivitäten der 
Alkoholindustrie. Es waren nur 3 Be-
schwerdefälle im Vergleich zu 12 Fäl-
len im Jahr 2004. 

Neues Konfliktfeld „Ältere in der 
Werbung“?
Bei den Inhalten der Kritik an kom-
merzielle Werbung ragte wie in den 
zurückliegenden Jahrzehnten auch 
2005 der Vorwurf unter der Über-
schrift heraus „Diskriminierung von 
Frauen“. Die Menge der einzelnen 
Proteste schrumpfte auf 216 Eingaben 
(Vorjahr: 347). 

Unternehmen aber lernten schnel-
ler als beispielsweise der Staat. Sie 
spürten frühzeitiger gesellschaftliche 
Veränderungen und müssen das auch: 
Wer ankommen wolle, müsse auf die 
aktuellen Bedürfnisse Rücksicht neh-
men und danach den Bedarf organi-
sieren. So verhalte es sich auch mit 
Werbung. 

Erotik in der Werbung spielt zwar 
nach wie vor eine Rolle. Aber in der 
gegenwärtigen Phase der Gesellschaft 
schlage das Pendel allmählich zurück. 
Diesem Trend müssten die werbenden 
Firmen entsprechen.

Es gebe zwar nach wie vor Grenz-
überschreitungen in der Werbung, die 
aus Sicht des Werberats und damit 
auch der Werbebranche zu beanstan-
den seien. Die tendenzielle Abnahme 
aber von kritikwürdigen Werbeaktivi-
täten zeige, dass die Sensibilität in der 
Wirtschaft weiter wächst, „der Wert 
der Rücksichtnahme auf die Empfin-
dungen umworbener Menschen also 

tragendes Element in der kommerzi-
ellen Kommunikation ist.“ Dass unter 
den tausenden von Werbeaktivitäten 
pro Jahr einzelne Rücksichtslosigkei-
ten vorkommen, bleibe beklagens-
wert, könne aber nicht als Misstand 
qualifiziert werden. Werbehooligans 
sind daher die Ausnahme. 

Ein neues Problemfeld könnte 
auch den Deutschen Werberat in den 
kommenden Jahren und Jahrzehnten 
stärker beschäftigen: Die Darstellung 
von älteren Menschen in der Wer-
bung. „Wer öffentlich auftritt, trägt öf-
fentlich Verantwortung“, appellierte 

Deutscher Werberat – Proteste bewirken Rückzug  
von 67 Werbekampagnen:

Weniger Erotik, mehr Senioren

Schrader an die Wirtschaft. Das Gre-
mium werde die Entwicklung auch in 
diesem Bereich aufmerksam beglei-
ten.  Bearbeitet von Martin Ruf

Weitere Informationen:

Jahrbuch Deutscher Werberat 2006, 
72 Seiten, 5,00 Euro plus Versand, 
Studenten: 2,50 Euro (mit Studienbe-
scheinigung); 
Verlag edition ZAW, Berlin. Bestel-
lungen: Fax (030) 59 00 99-722, zaw@
zaw.de, Postadresse: 10873 Berlin.
Kontakt: Volker Nickel, Mobil 01 72 -
2 51 77 82

Richtigstellung:
In Ausgabe von VLB-akzente 
08/09 2005, S. 22 – 24 haben wir 
den Artikel „Kollux-Erlanger Mo-
dell: Qualitätssicherung durch Ba-
lanced Scorecard“ mit dem Au-
tor Dietrich Weidinger veröffent-
licht, der diesen Artikel in gutem 
Glauben für alle drei am Projekt 
beteiligten Erlanger Schulen ein-
gereicht hat. Leider haben wir erst 
nachträglich erfahren, dass we-
sentliche Teile der Ausführungen 
auf der Urheberschaft von Rose-
marie Thiele, Breslauer Str. 30 a, 
91058 Erlangen, basieren, die da-
mit auch als Autorin zu nennen ge-
wesen wäre, was wir hiermit richtig 
stellen.  Redaktion VLB-akzente

Zwei außergewöhnliche Unterrichts-
stunden erlebten an der Berufsschu-
le Weiden zwei Fachklassen für Indus-
triekaufleute. Vorausgegangen war ei-
ne erfolgreiche Bewerbung bei der 
Initiative der Zeitung Handelsblatt 
im Rahmen der Veranstaltungsreihe 
„Mitarbeiter machen Schule“ durch 
die Schule. Nur wenige Schulen ka-
men hier bundesweit zum Zuge.

Und so sprach Jürgen Klieber, Ge-
schäftsstellenleiter der Hewlett-Pack-
ard GmbH (HP), Standort Nürnberg, 
über das Thema „Globalisierung“. Da-
bei erläuterte er Strategien, Vorteile 
und Problemfelder der Globalisie-
rung sowie der damit einhergehenden 
internationalen Arbeitsteilung. Bei-
spielsweise sei eine Zentralisierung 
bestimmter Unternehmensfunktionen 
bzw. Aufgaben auf bestimmte Stand-
orte für das Unternehmen mit seinen 
etwa 150 000 Mitarbeitern in 178 Län-
dern unabdingbar, damit Kosten ein-
gespart und die Wettbewerbsfähigkeit 
aufrecht erhalten werden könnten.

Ebenso notwendig für das weltweit 
tätige Unternehmen sei eine ständi-
ge Fortbildung der Mitarbeiter, ihre 
Identifikation mit dem Unternehmen 

und die Überwindung von Sprach-
barrieren. Auch eine hohe Motivation 
der Mitarbeiter und die Bereitschaft 
zur Eigeninitiative seien unverzicht-
bare Bausteine. Sowohl für ein Un-
ternehmen als auch für seine Mitar-
beiter gelte: „Wenn du stehen bleibst, 
hast du schon verloren!“ Die Schüler 

Globalisierung an der Grenze:

HP-Geschäftsstellenleiter  
referiert an Berufsschule –  
Pilotprojekt geplant 

dankten dem Gast mit lang anhalten-
dem Applaus.

Anschließend kam es zum Start ei-
ner „Private Public Partnership“ zwi-
schen der größten Berufsschule Bay-
erns und dem Unternehmen HP. Wei-
terführende Gespräche zwischen 
Dipl.-Ing. Dieter H. Rummel (Ac-
countmanager bei HP) und Schullei-
ter Heribert Mohr erfolgten bereits 
mit dem Ziel, Managed Learning En-
vironment auf die BS Weiden als Pilot 
für Bayern zu übertragen. <

Wir freuen uns auf Ihren Besuch

Am 10. und 11. November 2006 findet unter dem Motto

„Berufliche Schulen –
Investitionen in eine
erfolgreiche Zukunft“

der 8. VLB-Berufsbildungskongress in Memmingen statt.
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EVA SCHORER

Wer könnte es bestreiten – Lern- und 
Leistungsfähigkeit hängen in einem 
hohen Maß von der Gesundheit der 
Menschen ab. Damit ist nicht nur die 
körperliche Gesundheit gemeint, son-
dern auch das soziale und seelische 
Wohlbefinden. Versuchen Sie doch 
einmal fachlich etwas an die Schüler 
heranzutragen, wenn diese gerade da-
bei sind einen Konflikt in ihrer Klasse 
auszutragen oder durch schwere per-
sönliche Probleme belastet sind.

Zahlen belegen, dass es mit der 
Gesundheit der Kinder und Jugend-
lichen in unserem Lande nicht so gut 
bestellt ist. Übergewicht, mangeln-
de Koordinierungsfähigkeit durch zu 
wenig Bewegung, aggressives Verhal-

ten oder auch Depressionen nehmen 
zu. Die Zahlen der Krankenkassen 
bestätigen das und unsere Erfahrung 
als Lehrer ebenfalls. Nach der WI-
AD-AOK-DSB-Studie II von 2003 
ist allein bei den 10- bis 14-Jährigen 
seit 1995 ein Rückgang der Fitness 
um mehr als 20% zu verzeichnen. 
Auf der anderen Seite möchten, wie 
die Studie deutlich macht, 45% der 
Kinder und Jugendlichen künftig ger-
ne mehr Sport treiben, als sie es der-
zeit tun, und dies umso eher, je nöti-
ger sie es haben. 1)

Auch mit der Gesundheit der Leh-
rer steht und fällt der Erfolg der Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit an Schu-
len. Ausfall von Kollegen bedeutet im-
mer eine Belastung für das ganze Sys-
tem Schule und alle Menschen, die in 
diesem System eingebunden sind.

Diese Tatsachen haben die Bertels-
mann-Stiftung bewogen, ein Projekt 
zu initiieren, das die Entwicklung von 
Schulen zu „guten gesunden Schulen“ 
unterstützen soll. Anschub.de läuft 
seit dem Schuljahr 2004/05 als Modell-
projekt auch in der Region Bad Kis-
singen – Würzburg.

Dreizehn Schulen wollen gemein-
sam ihrer Bildungsqualität durch ge-
sundheitsfördernde Maßnahmen ver-
bessern. Wie sehen die dazugehörigen 
Maßnahmen für Lehrer, Schüler und 
Eltern vorgestellt aus? Drei Beispiele 
sollen dieses verdeutlichen.

Kollegiale Beratung – Gesunde 
Lehrer lehren besser!
In einem zweitätigen Workshop erfah-
ren Lehrkräfte, wie sie schwierige Si-

tuationen in ihrem Schulalltag mitein-
ander analysieren, bewerten und sinn-
volle Lösungen erarbeiten können. 
Diese Fortbildung ist Grundlage für 
die Gründung von Beratungsgruppen, 
die zunächst unter fachlicher Leitung 
eines Supervisors, später dann von 
den Teilnehmern selbst übernommen 
werden. Es geht darum, die Arbeitsbe-
lastungen zu verringern und damit die 
Gesundheit der Lehrer zu stärken. 

Walk and Win – Gesunde Schüler 
lernen besser!
Das vierwöchige Programm für Schü-
ler wird durch Lehrkräfte begleitetet. 
Jeder Teilnehmer erhält einen Schritt-
zähler, um zunächst einmal sein eige-
nes Bewegungsverhalten einzuschät-
zen. 10 000 Schritte täglich – bei Kin-
dern sogar 15 000 Schritte sind das 

Ziel. Die Ergebnisse werden auf einer 
Website eingegeben, auf der dann die 
Durchschnittswerte ermittelt werden. 
Zudem findet sich dort noch eine Men-
ge Informationen rund um das The-
ma Bewegung. In den folgenden Wo-
chen finden in der Schule und auch zu- 
hause – viele Eltern machen nämlich 
mit – weitere Aktionen für „mehr Be-
wegung“ statt. Zu Fuß oder mit dem 
Rad zur Schule, Nordic-Walking im 
Sportunterricht oder ein bewegtes 
Wochenende mit den Eltern. Vor 
allem die gemeinsame Aktion von 
Lehrern, Schüler und Eltern  – trägt 
zum Erfolg bei. 

Prima Klima – Gemeinsam die 
gute gesunde Schule gestalten
Ohne die Eltern geht nichts. Das ist in 
der Gesundheitserziehung eine wich-
tige Erkenntnis. Was nützt eine gesun-
de Schulverpflegung, wenn den Kin-
dern zuhause nicht ebenfalls gesun-
des und vor allem gemeinsames Essen 
angeboten wird? Walk an Win funkti-
oniert dann am besten, wenn die El-
tern mit dabei sind. Auch beim Lernen 
geht es nicht ohne die Unterstützung 
der Eltern. Am wirkungsvollsten sind 
die Maßnahmen, wenn Lehrer und El-
tern gemeinsam an einem Strang zie-
hen. Dazu muss man sich aber über 
die Richtung einigen. Im Rahmen von 
Anschub gibt es daher gemeinsame 
Fortbildungen für Lehrer und Eltern, 
bei dem die Vorstellungen und Anlie-
gen abgeglichen werden und gemein-
same Ziele gesteckt werden. So kann 
gemeinsam an einer guten gesunden 
Schule gearbeitet werden.

Sind Sie neugierig geworden? Wol-
len Sie mehr wissen? Auf der Website 
www.Anschub.de finden Sie viele wei-
terführenden Informationen über das 
Projekt, wirkungsvolle Beispiele an-
derer Schulen und Hilfestellungen. <

1) WIAD-AOK-DSB-Studie II: Bewe-

gungsstatus von Kindern und Jugend-

lichen in Deutschland (Kurzfassung ei-

ner Untersuchung von mehr als 20 000 

Kindern und Jugendlichen, die im Rah-

men der Gemeinschaftsinitiative von 

AOK, DSB und WIAD „Fit sein macht 

Schule“ getestet wurden), 2003

Durch Gesundheit gute Schule machen:

www.Anschub.de

PETER ALLMANSBERGER

Ausgangslage
Der Modellversuch Segel-bs wird 
durch das Bayerische Kultusministe-
rium und das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung gefördert und 
ist in das Programm „SKOLA“ (selbst 
gesteuertes und kooperatives Lernen 
in der beruflichen Erstausbildung) der 
Bund-Länder-Kommission eingebun-
den. Die Planungen zur Föderalismus-
reform sehen vor, das Instrument der 
gemeinsamen Innovationsförderung 
abzuschaffen. Insofern könnte Segel-
bs der letzte BLK Modellversuch in 
einer Reihe erfolgreicher Modellver-
suche sein. Ein Nachfolge-Instrument 
zu den BLK-Modellversuchen ist der-
zeit noch nicht in Sicht.

Der MV Segel-bs ist ein Verbund-
modellversuch der Länder Bayern und 
Nordrhein-Westfalen. Das bayerische 
Programmelement fokussiert im Rah-
men der primären Aufgaben die me-
thodische Gestaltung und Evaluation 
von selbstreguliertem Lernen. Außer-
dem werden speziell organisatorischen 
Fragen der Schulentwicklung themati-
siert. Im Rahmen des nordrhein-west-
fälischen Programmelements wird ein 
inhaltlicher Schwerpunkt auf Fragen 
des E-learnings, der Nachhaltigkeit 
und der interkulturellen Kompetenz 
gelegt. Daneben soll ein Konzept für 
die Lehrkräfteentwicklung erarbeitet 
werden. Die wissenschaftliche Beglei-
tung des Modellversuchs erfolgt durch 
den Lehrstuhl für Wirtschaftspädago-
gik der Universität Paderborn. In Bay-
ern startete der Modellversuch zum 1. 
Oktober 2005.

Bedeutung und Zielsetzung
Die 1996 von der KMK getroffene 
Vereinbarung, für die Gestaltung von 
Rahmenlehrplänen das Lernfeldkon-
zept einzuführen, hat mittlerweile fast 
alle dualen Ausbildungsberufe er-
reicht, neue Berufe werden diesem 

Konzept eingeordnet. Lernfeldorien-
tierte Lehrpläne folgen dem Prinzip 
der Handlungsorientierung, sie sind 
sehr offen formuliert, die Schulen ha-
ben viele Ausgestaltungsmöglich-
keiten, Neuerungen können vor Ort 
eingearbeitet werden. 

Es wird deshalb eine wesentliche 
Aufgabenstellung im Rahmen dieses 
Modellversuchs sein, das Lernfeldkon-
zept und, was wesentlich erscheint, die 
Möglichkeiten über Lernsituationen 
dieses Konzept umzusetzen, im Ge-
spräch mit den Kolleginnen und Kol-
legen darzustellen.

Selbstreguliertes Lernen
Ein Blick in die Veröffentlichungen 
zum Thema selbstreguliertes Lernen 
zeigt, dass mit recht unterschiedlichen 
Begriffen gearbeitet wird. Selbstregu-
liertes, selbstorganisiertes Lernen fin-
det sich genauso wie selbstbestimm-
tes und selbstgesteuertes Lernen. In-
nerhalb des MV Segel-bs werden di-
ese Begriffe synonym verwendet, wo-
bei Selbstregulierung bedeutet, dass 
Inhalte und Ziele durch den Lehrplan 
vorgegeben werden, die Steuerung 
der Arbeitsprozesse jedoch frei ent-
schieden werden kann.

Die Erziehung zur Selbständig-
keit, als allgemeines Erziehungsziel 
soll den Schüler befähigen, berufliche 
Handlungssituationen umfassender 
und qualifizierter zu lösen. Selbstre-
guliertes Lernen wird zur Zielvorstel-
lung des Unterrichts erklärt und dies 
mit guter Begründung. Die Fähigkeit, 
sich mit Hilfe von Strategien Wissen 
informell anzueignen, eigene Lernpro-
zesse in Gang zu setzen und zu gestal-
ten, entscheidet über den beruflichen 
Erfolg, dies ist durch verschiedene 
Untersuchungen belegt. Die Entwick-
lung von Förderstrategien, die Schüle-
rinnen und Schülern ermöglichen, auf 
der Grundlage bestehender und wei-
ter zu entwickelnden Kompetenzen 
eigene Lernprozesse positiv zu gestal-

ten, ist Gegenstand des Modellver-
suches. 

Konsequenzen für den  
Unterricht
Lernfeldorientierte Lehrpläne bedeu-
ten, dass die Curriculumentwicklung 
an der Schule erfolgt. Aus den Lern-
feldern werden im Team Lernsituati-
onen entwickelt, die berufliche Pro-
blemstellungen abbilden und deren 
handlungsorientierte Lösung erfor-
dern. Dies bewirkt eine Förderung 
beruflicher Handlungskompetenz, da 
erworbenes Wissen in beruflichen Si-
tuationen angewendet werden kann. 
Lernsituationen fördern kooperati-
ve Arbeitsformen und initiieren zuse-
hends Elemente der Selbststeuerung, 
da selbständiges Problemlösen im 
Mittelpunkt der Lernsituation steht. 
Das „Wissen“ der alten Fächersyste-
matik wird ersetzt durch ein Können 
im beruflichen Alltag.

Ausbildungsberufe
Der MV Segel-bs wird für die Aus-
bildungsberufe Verkäufer/in, Kauf-
mann/Kauffrau im Einzelhandel, Me-
dizinische Fachangestellte, Zahnme-
dizinische Fachangestellte, Altenpfle-
ger/Altenpflegerin, Gesundheits- und 
Krankenpflegerin und Gesundheits- 
und Kinderkrankenpfleger durchge-
führt. 

Schulen
Das Konzept des Modellversuchs Se-
gel-bs startete in der ersten Phase mit 
sechs Schulen, wobei bei der Auswahl 
der Schulen darauf geachtet wurde, 
dass alle Regierungsbezirke vertre-
ten sind. Dadurch soll eine möglichst 
große Verbreitung der Ergebnisse des 
Modellversuchs erreicht werden und 
dem Aspekt der Nachhaltigkeit Rech-
nung getragen werden (siehe Abbil-
dung 1, Seite 24).

Transfer
Ein wesentliches Element der Modell-
versuche stellt der Transfer der Ergeb-
nisse dar. Dieser Transfer erfolgt von 
den Schulen der Phase I zu den Schulen 
der Phase II während der Laufzeit des 
Modellversuchs und nach dessen Ab-
schluss (siehe Abbildung 2, Seite 24).

Leinen los oder frischer Wind für das Lernfeldkonzept:

Modellversuch Segel-bs nimmt 
Fahrt auf
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Transferschulen sind Wirtschafts-
schulen und Berufsschulen, die am 
Modellversuch JOA (Jugendliche oh-
ne Ausbildungsvertrag) teilnehmen. 
Die Transferschulen übernehmen die 
erprobten Lernsituationen der Schu-
len aus Phase I, modifizieren sie bzw. 
passen sie der Schulart an. Das Kon-
zept des Verbundmodellversuchs 
sieht auch einen länderübergreifen-
den beidseitigen Transfer der Ergeb-
nisse der Entwicklungsphase vor. 

Derzeitiger Stand
Die Schulen der Phase I erstellen ei-
ne didaktische Jahresplanung, ausge-
hend von der Jahrgangsstufe 10 des 
jeweiligen Ausbildungsberufes. In An-
wendung der von der wissenschaft-
lichen Begleitung formulierten Struk-
turmerkmale für Lernsituationen 
werden bis zum Ende des Schuljahres 
2005/2006 von den Lehrerteams Lern-
situationen entwickelt, die dann im 
Schuljahr 2006/2007 unterrichtlich er-
probt werden. Arbeitstreffen an den 
Schulen durch Referenten des ISB 
und durch die wissenschaftliche Be-
gleitung runden diese Phase ab.

Projektorganisation
Die nachfolgende Organisations-
struktur soll sicherstellen, dass die für 
die jeweiligen Ausbildungsberufe re-
levanten Gruppen bereits während 

der Laufzeit des Modellversuchs in 
die Entwicklungsarbeit eingebunden 
werden. Fortlaufende Treffen und In-
formationsaustausch bereiten die Ein-
beziehung der Ergebnisse in die regio-
nalen Fortbildungskonzepte vor.

Geplante Verbreitung der  
Ergebnisse
Die Ergebnisse des Modellversuchs, 
so wurde beim ersten Treffen mit den 
Damen und Herren der Schulabtei-
lungen der Bezirksregierungen ver-

Abbildung 1: Modellversuchsschulen. Abbildung 2: Transfer von Phase I und II.

Abbildung 3: Geplanter Projektverlauf.

Abbildung 4: Projektorganisation.

einbart, werden in die regionalen Fort-
bildungskonzepte eingebaut und über 
Referenten und Mulitplikatoren in 
Abstimmung mit der ALP in ein Ge-
samtkonzept eingebettet. Die Mög-
lichkeiten der Veröffentlichung, z. B. 
in den Medien der zuständigen Stel-
len, sollen genutzt werden. Fachvor-
träge ergänzen dieses Konzept. Im 
Herbst 2008 werden die Ergebnisse 
des Modellversuchs in einem Ab-
schlussbericht dokumentiert. <

Europatag 2006 der Berufsschule Weiden: 

Auf dem Weg ...  
zur EuropaBerufsschule

Schulentwicklung Schulentwicklung

DR. GERHARD KELLNER

„Erep, davon leitet sich Europa ab, 
und steht im Hebräischen für Abend-
land“, so leitet Bischof em. Manfred 
Müller das Pontifikalamt ein, das den 
Europatag der Berufsschule Wei-
den am 5. Juli eröffnet. Die gemein-
same Kultur des Abendlandes, ge-
prägt durch das christliche Denken, 
sei das Band, das Europa zusammen-
halte. Die Fahne mit den zwölf Ster-
nen verkörpere im Kreis das Zeichen 
der Einheit, die „zwölf“ Sterne stün-
den für Vollkommenheit und Vollen-
dung in Anlehnung an die Darstel-
lung der Immakulata, der unbefleck-
ten Empfängnis Mariens. So bedeu-
te Erziehung im Europäischen Sinne 
unter Beachtung der Hauptgrundsät-

ze der Erziehung: Vorbildwirkung und 
Liebe, immer etwas Gutes, so der ehe-
malige Schulbischof.

Bestärkt durch diese geistlichen 
Worte konnte der 2. Europatag der 
Berufsschule Weiden, der gleichzeitig 
der „letzte Schultag“ von Schulleiter 
Heribert Mohr sein sollte, nur ein Er-
folg werden.

Der stellvertretende Schullei-
ter Thomas Neumann konnte in sei-
ner Begrüßungsrede zahlreiche Eh-
rengäste aus aller Welt willkommen 
heißen. Da waren die Europaminis-
terin Emilia Müller, Erziehungsmi-
nister Dr. Aires B. Ali aus Mosam-
bik begleitet von Generalkonsul Lin-
gel und Prof. Dr. Dr. Filipe Couto, 
der Regierungspräsident der Oberp-
falz Dr. Wolfgang Kunert, der Ober-

bürgermeister der Stadt Weiden Hans 
Schröpf, sowie zahlreiche Bürgermeis-
ter der Region. Neben den Schullei-
tern der internationalen Partnerschu-
len und den regionalen Schulleiterkol-
legen nahmen vor allem viele Vertre-
ter der Wirtschaft teil, unter denen Dr. 
Jürgen Helmes, der Hauptgeschäfts-
führer der IHK Regensburg, Karl Ar-
nold, Kreishandwerksmeister und Jür-
gen Spickenreuther, der Präsident des 
Wirtschaftsclubs Nordoberpfalz her-
vorzuheben sind.

Europa muss gelebt werden
Neumann stellt den Tag unter das Mot-
to „Europa ist nicht nur eine Bezeich-
nung für eine Region, sondern Euro-
pa muss gelebt werden“ und er unter-
mauert diese Aussage mit einem Zitat: 
„Man kann keinen Menschen zwingen, 
sich als Europäer zu fühlen, aber man 
fühlt sich sofort als Europäer, wenn 
man Freunde in Europa hat“, deshalb 
gelte es den jungen Menschen diesen 
Zugang zu Freunden zu schaffen. 

„Das reale Europa ist weiter fort-
geschritten, als viele Menschen (auch 
Politiker) glauben“, mit diesen Wor-
ten eröffnet die Staatsministerin Emi-
lia Müller den Festakt zur Namensän-
derung der Staatlichen Berufsschu-
le. Sie betont in Ihrer Rede vor allem 
den unermüdlichen Einsatz des schei-
denden Weidener Schulleiters He-
ribert Mohr, der mit seinem visio-
nären Blick nach außen als Motor 
den Aufbau eines engen internatio-
nalen Netzes zu Schulen und Einrich-
tungen in der Slowakei (Spisska Nova 
Ves), in Kroatien (Oroslavje), Tsche-
chien (Kromeriz), Österreich (Wals), 
Frankreich (Illkirch), Finnland, Lett-
land, Rumänien und Türkei auf- und 
ausbaute. Die durch Comenius 1 und 
2 im Rahmen des Bildungsprogramms 
SOKRATES und durch LEONAR-
DO DA VINCI geförderten Aktivi-
täten stünden für die Pionierleistung 
der Schule und rechtfertigten die Auf-
nahme der europäischen Ausrichtung 
in den Schulnamen.

Leuchtturmschule
„Durch diesen konsequenten Weg 
gelang es Heribert Mohr mit seinen 
Mitarbeitern in den fünf Jahren sei-

Viele Ehrengäste 
besuchen den 
Europatag. Vorne von 
links: Der neue 
Schulleiter Josef 
Weilhammer, 
Generalkonsul Lingel, 
Übersetzer, Kultusmi-
nister Dr. Ali aus 
Mosambik.
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nes Wirkens die Berufsschule Weiden 
nicht nur  in Europabelangen zu einer 
Leuchtturmschule auszubauen und 
dem Ruf über die Region und Bayern 
hinaus Klang zu verleihen“, lobt die 
Ministerin den Schulleiter.

Mit diesen Worten enthüllt Emilia 
Müller die Glastafel mit dem Schrift-
zug „EuropaBerufsschule“, der ers-
ten bayerischen dieser Art, wie sie be-
tont. Mit Ihrem Glückwunsch weist 
sie, an den Nachfolger in der Schullei-
tung Josef Weilhammer gewandt, auf 
die im Namen verborgene Verpflich-
tung hin und formuliert ihr Anliegen, 
dass dieser Name weiterhin Ansporn 
für die Schule sei, als interkulturelles 
Kompetenzzentrum zu dienen. Die 
Europaministerin wünscht sich eine 
neue Welle der Begeisterung für Eu-
ropa, diese könne nur über die Jugend 
getragen werden und deshalb sei eine 
solche Namensgebung der geeignete 
Weg den Mehrwert Europas darzu-
stellen und sichtbar zu machen. 

Die Aufwertung zur Europaberufs-
schule unterstreicht Oberbürgermeis-
ter Hans Schröpf, indem er dem Vor-
platz der Berufsschule den Namen 
„Europaplatz“ gibt und ihn aus der 
Taufe hebt. Der OB überreicht He-
ribert Mohr zum Abschied die Max-
Reger-Medaille in Silber und dankt 
ihm mit dem Komplement, er habe 
die Schule mustergültig geleitet, fügt 
aber mit einem Schmunzeln, bezug-
nehmend auf die unerschöpflichen 
Ideen des Schulleiters, hinzu: „Ich hat-
te Schwierigkeiten zu bremsen.“ 

Unter Starkstrom
Der Regierungspräsident Dr. Wolf-
gang Kunert weiß Antwort und vermu-

tet: „Heribert Mohr hat Starkstrome-
lektriker gelernt, da muss etwas hän-
gen geblieben sein.“ Der Präsident ist 
gekommen, um im Rahmen des Euro-
patages Schulleiter Mohr in die pas-
sive Phase der Altersteilzeit zu entlas-
sen. Er skizziert seine Vita kurz: Lehre, 
Fachhochschulreife, Ingenieurstudium 
gehen voraus, ehe Mohr auf seine päd-
agogischen Fähigkeiten aufmerksam 
wird. „Nach dem Lehramtsstudium an 
der TU München in Metall, Physik und 
Mathematik ist er in seiner Karriere 
nicht aufzuhalten“, so der Regierungs-
präsident. Fachbetreuer, Seminarlei-
ter und schließlich 1997 Schulleiter-
stellvertreter in Schwandorf sind die 
nächsten Stationen. Schulentwicklung 
mit den Themen: Offene Schule, KO-
BAS, Lernortkooperation, innovative 
Schule und Schule als Unternehmen 
seien dabei immer seine Steckenpfer-
de gewesen, die er ab 2001 als Schullei-
ter von Weiden realisieren konnte. Da-
bei sei ihm der Modellversuch „Modus 
21“ und die damit verbundenen grö-
ßeren Freiheitsgrade gerade recht ge-
kommen. Dr. Kunert sei ebenfalls sein 
Tatendrang, aber auch sein Teamgeist 
aufgefallen. Er beschreibt, dass Mohr 
den neuen unternehmerisch denken-
den und handelnden Schulleitertyp 
verkörpere und fügt mit Humor hinzu: 
„Als solcher hat er die Schulaufsicht 
stets auf Trab gehalten.“ 

Der Regierungspräsident schlägt in 
seiner Rede aber auch nachdenkliche 
Töne an, sinkende Schülerzahlen und 
immer differenziertere Ausbildungs-
berufe ergäben gerade für das flache 
Land Probleme bei der Klassenbil-
dung und letztendlich würden Schul-
standorte gefährdet. Diese Situation 
verlange Schülern und Lehrkräften 
ein hohes Maß an Flexibilität ab.

Dem neuen Schulleiter Josef Weil-
hammer sichert er von Regierungssei-
te auch in Zukunft tatkräftige Unter-
stützung zu.

Kommissar für Integration 
Der Schulleiter Dr. Ruttkay aus Spis-
ska Nova Ves (Slowakei) spricht stell-
vertretend für die internationalen 
Schulleiterkollegen und redet vom Er-
folg des i-mechatronic-Projektes (Co-
menius 1) an dem vier Städte beteili-

gt sind. Dabei seien neben Wissensaus-
tausch bereits viele Freundschaften 
entstanden. „Politik wird nicht nur 
von Politikern gemacht“, so Dr. Rutt-
ky, „sondern von Menschen ohne Ka-
meras und das ist viel wichtiger“. Un-
abdingbar sei gegenseitiger Respekt. 
Und diesen zollt er vor allem seinem 
Schulleiterkollegen Heribert Mohr. Er 
zeichnet ihn als versteckten Motor der 
bestehenden Projekte aus und gibt ihm 
den „Titel“ „Europäischer Kommis-
sar für Integration.“ Er versichert ihm, 
dass er nicht nur Freunde in Deutsch-
land, sondern in ganz Europa habe.

Stolz auf Partnerschaft
Die Vertreter der Wirtschaft akzentu-
ieren wie wichtig es sei, dass die eu-
ropäische Realität der Kooperationen 
auch in den Schulen Einzug halte. Dr. 
Helmes betont die „hohe Kompetenz 
der frischgebackenen Europaberufs-
schule in vielen Belangen“ und be-
kennt sich mit Stolz zur Partnerschaft 
mit dieser Schule.

Bundespräsident als Pate
„Vergessen Sie vor lauter Europa Afri-
ka nicht!“ appelliert der Minister für 
Erziehung und Kultus Dr. Aires B. Ali 
aus Mosambik an die Festgäste. Erst 
Anfang April hat Bundespräsident 
Horst Köhler bei seinem Besuch dem 
ostafrikanischen Land Hilfe besonders 
beim Aufbau berufsbildender Schu-
len zugesagt. Weiden ist bundesweit 
die erste Stadt, die dieses Versprechen 
mit Leben erfüllt. Die EuropaBerufs-
schule wurde durch die Ministerin für 
Bundes- und Europaangelegenheiten 
Emilia Müller wegen „ihrer Innovati-
onsfreude und ihres stets aufgeschlos-

senen Schulleiters“ für diese Entwick-
lungsaufgabe ausgesucht und über-
nimmt somit eine Vorreiterrolle. 

Minister Ali sei dabei, eine Ausbil-
dungsreform umzusetzen und die vor-
handenen und neu zu gründenden be-
ruflichen Schulen in seinem Land auf 
internationales Niveau zu bringen. 
Mosambik wolle ein attraktiver Stand-
ort im Konkurrenzkampf mit anderen 
ostafrikanischen Ländern werden, der 
sich aus den Fängen der Armut lösen 
könne. Dazu brauche man massive 
Unterstützung und vor allem Hilfe 
zur Selbsthilfe. Diese solle durch Leh-
rertausch und Lehrerfortbildung von 
Kollegen aus Mosambik, die dann als 
Multiplikatoren fungieren, umgesetzt 
werden. 

Marktplatz der Ideen 
Mit dem Ausblick auf eine neue Di-
mension internationaler Zusammen-
arbeit lässt sich der Noch-Schullei-
ter nach seinen Dankesworten in das 
Europaforum hinausspielen, wo die 
Schule auf einem Marktplatz Ideen 
und Projekte auf Infoständen und 
Schautafeln dargestellt hat. Darun-
ter sind u. a. neben den erwähnten Co-
menius-Projekten die erste deutsch-
tschechische Europaklasse in Koope-
ration mit Wals und Illkirch und das 
Profi-Net in Zusammenarbeit mit Sie-
mens ausgestellt. 

„Freundschaft“ geht durch den 
Magen 
Der Europatag zeigt sich „multi-lin-
gual“, mit Fürbitten im Gottesdienst 
in acht Sprachen, „multitonal“ mit der 
professionellen Interpretation inter-
nationaler Komponisten und „multi-
gustal“, indem nach vier Stunden Pro-
gramm internationale Küchenspezia-
litäten aller beteiligten Länder ange-
boten werden, zubereitet und serviert 
durch die Köche der Partnerschu-
le der Kompetenzregion Oberpfalz-
Nord, der BFS aus Wiesau.

Getreu dem Motto im Leitbild der 
Berufsschule „Partnerschaften pfle-
gen“, mit der Zielvorgabe der inter-
kulturellen Bildung der Jugend, kann 
dieser Europatag als Meilenstein auf 
dem angestrebten Weg gewertet wer-
den. <

Ministerin für Bundes- und Europaangelegen-
heiten Emilia Müller.

Regierungspräsident Dr. Wolfgang Kunert 
(rechts) verabschiedet Schulleiter Heribert Mohr.
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Aus dem Verbandsleben Aus dem Verbandsleben

Kreisverbände

Fachgruppen

KV Nürnberg

Informationsveranstaltung

„Mitwirken, mitgestalten, mitbestim-
men“ lautete das Thema der Veranstal-
tung des Kreisverbandes Nürnberg mit 
dem Hauptpersonalrat im Kultusminis-
terium und stellvertretenden Landes-
vorsitzenden Wolfgang Lambl am 4. 
Mai 2006 im Berufsbildungszentrum in 
Nürnberg. Nach der Begrüßung durch 
die Kreisvorsitzende Ulla Pilz beant-
wortete Wolfgang Lambl Fragen zum 
Dienst- und Arbeitsrecht. Themati-
siert wurde das Strukturreformgesetz 
(Statusrecht, Besoldungsrecht, Versor-
gungsrecht) im Rahmen der Föderalis-
musreform. Es stellt sich die Frage, wie 
die einzelnen Bundesländer mit der 
Öffnungsklausel und der Länderkom-
petenz umgehen. Im Extremfall entste-
hen 17 verschiedene Einzelregelungen. 
Wolfgang Lambl erläuterte die neu-
en Ernennungsrichtlinien berufliche 
Schulen (ErbSch) für den Freistaat 

Bayern. Die Stadt Nürnberg wählt bei 
der Funktionsstellenbesetzung ein an-
deres Verfahren. Die Funktionsstellen 
werden ausgeschrieben und es wird ein 
Auswahlverfahren durchgeführt, an-
schließend wird die Stelle ohne Beför-
derungswartezeit besetzt. Die anwe-
senden Mitglieder bedauerten, dass die 
Möglichkeit der Altersteilzeit ausläuft 
bzw. stark eingeschränkt wurde. Mit 
dem Versorgungsänderungsgesetz sind 
weitere Abschläge im Versorgungsbe-
reich vorprogrammiert. Deshalb emp-
fiehlt Wolfgang Lambl vor allem Mit-
gliedern unter 50 Jahren, private Vor-
sorge (z. B. Riesterrente) zu treffen. 
Norbert Durner, Stufenpersonalrat be-
rufliche Schulen, erklärte die Struktur 
der Personalvertretung der Stadt Nürn-
berg und informierte über die Perso-
nalratswahlen. Die Kreisvorsitzende, 
Ulla Pilz, beendete die Veranstaltung 
mit dem Hinweis auf den Berufsbil-
dungskongress am 11. und 12. Novem-
ber 2006 in Memmingen. 

Elfriede Sulzer-Gscheidl

Standen den 
Mitglieder Rede und 
Antwort, von links: 
Elfriede Sulzer-
Gscheidl, Horst 
Lochner, Wolfgang 
Lambl und Ulla Pilz.

FG Agrarwirtschaft

Jahrestagung des Bundes-
rings landwirtschaftlicher 
Berufsschullehrer 2006 in 
Erfurt

Das jährliche Treffen der landwirt-
schaftlichen Vertreter der Berufs-
schullehrerverbände bzw. Fachgrup-
pen fand in diesem Jahr am 12. und 
13. Mai in Erfurt statt. Ganz bewusst 
haben wir uns für einen Sitzungs-

ort in den neuen Bundesländern ent-
schieden, um die Zusammenarbeit 
mit den Vertretern in diesen Bundes-
ländern zu verbessern. Bisher war aus 
diesem Bereich nur Mecklenburg-
Vorpommern regelmäßig bei die-
sen Treffen vertreten. In Erfurt nah-
men Peter Harms, Vorsitzender des 
dortigen Berufsschullehrerverbandes 
und Beate Ulich, die Schulleiterin der 
landwirtschaftlichen Berufsschule in 
Schwerstedt, an unserer Sitzung teil.

Generell muss festgestellt wer-
den, dass – bei etwa gleich bleibenden 
Schülerzahlen – die Konzentration 
der Standorte weitergeht. Im Extrem-
fall bedeutet dies nur noch einen Be-
rufsschulstandort im Bundesland. Di-
es ist bereits in Thüringen und ab 2007 
in Mecklenburg-Vorpommern der 
Fall. Auch in den alten Bundesländern 
werden Standorte mit Parallelklassen 
angestrebt.

Mit großem Interesse wurden die 
Berichte der Länder zum neu ein-
geführten agrarwirtschaftlichen Be-
ruf „Fachkraft Agrarservice“ aufge-
nommen. Dieser Beruf soll Spezialis-
ten in den Bereichen Pflanzenbau und 
Agrartechnik ausbilden und den Nach-
wuchs für Lohnunternehmer und Ma-
schinenringe sicherstellen. Interessant 
wäre diese Ausbildung auch für vieh-
lose Betriebe mit einer gewissen Grö-
ße. Während sich in Bayern der Be-
rufsstand und das Kultusministerium 
noch recht abwartend verhalten, ha-
ben einige Bundesländer die Beschu-
lung bereits aufgenommen und kön-
nen durchwegs von positiven Erfah-
rungen berichten. In folgenden Bun-
desländern werden an jeweils einem 
Standort reine Fachklassen mit mehr 
als 20 Schüler beschult: Mecklenburg-
Vorpommern (Güstrow), Niedersach-
sen (Hannover), Schleswig-Holstein 
(Rendsburg), Thüringen (Schwerstedt. 
In Brandenburg und Nordrhein-West-
phalen wird eine Beschulung – teil-
weise zusammen mit anderen Schü-
lern – angeboten. 

Weitere Themen wie etwa Schul-
versuche „Berufsausbildung und 
Fachhochschulreife in 3 Jahren“ oder 
dienstrechtliche Themen waren eben-
falls wichtige Diskussionspunkte.

Horst Lochner

FG Sozialkunde

Just Click – die Software zu 
„Netzwerk Politik“

Mit Ju st Click hat der Bildungsverlag 
Eins ein browserbasiertes Programm 
auf den Markt gebracht, welches das 
Unterrichtswerk „Netzwerk Politik“ 
auf multimediale Weise darstellt und 
ergänzt. 

Das Programm kann im LAN, aber 
auch als Stand-Alone betrieben wer-
den.

Die web-übliche Navigation er-
laubt die Nutzung folgender Funkti-
onen: 
• Zugriff auf die einzelnen Lehr-

buchseiten und die dort abgelegten 
Materialien. Dabei können Kapi-
tel und einzelne Seiten gezielt an-
gesteuert werden.

• Zugriff auf eine Materialiensamm-
lung aus Videos, Animationen, Bil-
dern und Texten.

• Zugriff auf Favoriten, d. h. eine 
Sammlung von Materialien, die der 
Benutzer aufgrund seiner individu-
ellen Arbeitsweise selbst zusam-
menstellen kann.

• Zugriff auf einen Lektionsmana-
ger, in dem individuelle Benutzer-
profile von Lehrern und Schülern 
angelegt werden können.

• Zugriff auf einen Stundenplaner, 
mit dem der Benutzer zu den be-
reits vorhandenen Unterrichtsein-
heiten eigenes Material in spezi-
ellen,  dafür anzulegenden Ord-
nern zusammenstellen, bearbeiten 
und abrufen kann.

• Zugriff auf die Website des Ver-
lages, direkt aus dem laufenden 
Programm heraus. Diese Möglich-
keit hat der Benutzer nur, wenn er 
als Lehrkraft angemeldet ist.

• Zugriff auf eine integrierte Online-
Hilfe.

Mit dem Kauf des Produkts er-
hält der Benutzer nach Verlagsanga-
ben die Lizenz, Just Click auf einer 
beliebigen Anzahl von Rechnern in-
nerhalb der Bildungseinrichtung des 
Lizenznehmers zu installieren, aus-
zuführen und zu nutzen. Damit ver-
bunden ist die Berechtigung, Kopien 

zu erstellen, die aber ausschließlich in 
der Bildungseinrichtung des Lizenz-
nehmers sowie durch Lehrkräfte am 
Heimarbeitsplatz verwendet werden 
dürfen.

Just Click lässt sich auf Einzelplatz-
systemen sehr leicht installieren. Die 
Einrichtung des Test-Exemplares im 
Netz bereitete Probleme. Die mitge-
lieferte Installationsanleitung bot in 
diesem Fall keine Hilfe. Die Handha-
bung der Software ist einfach und ge-
lingt, ein wenig Neugier vorausgesetzt, 
auch dem weniger versierten PC-Be-
nutzer spielerisch. Die vielen, in den 
einzelnen Kapiteln mit Bedacht hin-
terlegten Medien ergänzen das Lehr-
buch variantenreich. Sie bieten wün-
schenswerte multimediale Ergän-

zungs- und Vertiefungsmöglichkeiten 
im Unterricht, fordern aber auch ei-
nen systematischen Mediengebrauch, 
der trainiert werden will, denn: In 
Schülerhand verleitet auch ein Mi-
ni-Web wie Just Click zu unmetho-
dischem, unreflektiertem  Surfen. We-
gen des auf die Sozialkunde begrenz-
ten Datenraumes können die Surfer 
allerdings nicht auf unerwünschte Ab-
wege kommen.

Just Click erfährt keine automa-
tischen Updates und kann daher lang-
fristig kein aktuelles Datenmaterial 
bieten. Somit bleibt die Frage: War-
um für die Arbeit am (vernetzten) PC 
im Sozialkundeunterricht nicht gleich 
das Internet benutzen?

Peter Lindacher

Senioren

Ein Skandal mit ver-
heerenden Langzeitfolgen

Man stelle sich vor: Ein aktueller Po-
litiker – Bundestags- oder gar Regie-
rungsmitglied – fordert die besitzlose 
Szene auf, ihren hoffnungslosen Zu-
stand durch Selbstbedienung bei den 
Reichen zu beenden. Seine – des Poli-
tikers – Karriere als Bundestags- bzw.  
Regierungsmitglied wäre sehr schnell 
zu Ende. Er negiert eine Grundfeste 
unserer Verfassung – das Recht auf 
Eigentum – eine unbestrittene Tod-
sünde, die nach entsprechender dis-
kussionsloser Bestrafung schreit!

Ähnliches – die Betroffenen wer-
den sehr schnell zu ihrer Entlastung 
das Totschlagargument: „jeder Ver-
gleich hinkt“ hervorkramen – ge-
schieht seit einiger Zeit nahezu täglich 
im Zusammenhang mit der Altersver-
sorgung der Beamten.

Da begründen nicht wenige Poli-
tiker, darunter auch Regierungsmit-
glieder, ihren Ratschlag – besser ih-
re Forderung – für die Altersversor-
gung mehr und mehr privat vorzusor-
gen mit dem Argument, die Pensionen 
könnten zunehmend den Ruhestand 
finanziell nicht mehr absichern.

Die Behauptung „Pensionen kön-
nen zunehmend den Ruhestand finan-
ziell nicht mehr absichern“ verstößt 
eindeutig gegen geltendes Versor-
gungsrecht. Das Bundesverfassungs-
gericht – zweiter Senat – stellte in sei-
nem Urteil vom 27. September 2005 
(2 BvR 1387/02) eindeutig fest: „Dem 
Beamten steht hinsichtlich des Kern-
bestandes seines Anspruchs auf stan-
desgemäßen Unterhalt ein durch sei-
ne Dienstleistung erworbenes Recht 
zu, das durch Art. 3, Abs. 5 GG ebenso 
gesichert ist wie das Eigentum durch 
Art. 14 GG“. (Absatz Nr. 1151).

Die staatliche Unterstützung pri-
vater Altersvorsorge auch für Beamte 
(riesterähnliche Sparformen) verführt 
allerdings zu der angeprangerten Argu-
mentation. Der Gesetzgeber sah wohl 
auch die Gefahr und stellt in der Ge-
setzesbegründung klar, dass eine pri-
vate (auch staatlich subventionierte) 
Altersvorsorge für eine amtsangemes-
sene Versorgung nicht erforderlich ist. 
(BT Drucksache 14/7064, S. 31)

„Soweit die Rentenreform des Jah-
res 2001 dazu führt, dass eine ange-
messene Altersversorgung nur mit 
Hilfe zusätzlicher, privater Alters-
vorsorge gesichert werden kann (vgl. 
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BT Drucksache 14/4595 S. 38) schei-
det eine Übertragbarkeit auf das Ver-
sorgungsrecht aus“. (BVerfG. 2 BvR 
1587/02 Absatz Nr. 133)

Diese eindeutige Rechtslage lässt 
m. E. nur zwei Schlüsse zu: entwe-
der kennen die so rechtswidrig argu-
mentierenden Politiker die Rechtsla-
ge nicht – was sie als Politiker für un-
geeignet erscheinen lässt – Unwissen-
heit schützt vor Strafe nicht! – oder – 
nicht weniger schlimm, moralisch aber 
verwerflicher – sie argumentieren wis-
sentlich gegen die Verfassung – ei-
ne unerlaubte Selbstjustiz. Möglich 
und korrekt wäre bei entsprechender 
Überzeugung gegen den grundgesetz-
lichen Schutz des „standesgemäßen 
Unterhalts“ der Beamten vorzuge-
hen, d. h. eine Verfassungsänderung 
herbeizuführen.

Der grundgesetzliche Schutz ist al-
lerdings als Pendant zur Treuepflicht 
des Beamten, die nach allgemein an-
erkannter Auffassung Vorrang gegen-
über anderen Verfassungsgrundsätzen 
hat, von höchster Stärke.

Die offensichtlich unsachgemäße 
Behandlung der Pensionistenfrage 
durch viele Politiker ist ein Parade-
beispiel, wie die Politiker selbst die so 
viel beklagte Abkehr der Öffentlich-
keit von der Politik selbst verschul-
den.

Übrigens, das Gerede vieler Poli-
tiker von der „Versorgungslast“ ent-
larvt das Bundesverfassungsgericht:

Die Einheit von Besoldung und 
Versorgung hat zur Folge, dass es in 
rechtlicher Hinsicht keine „Versor-
gungslast“ gibt. Diesem Begriff liegt 
die unzutreffende Annahme zugrunde, 
es lasse sich zwischen dem – im Ver-
gleich zu einem Angestellten – preis-
werteren aktiven Beamten, bei dem 
der Dienstherr nicht mit Sozialabga-
ben belastet ist, und dem teureren Ru-
hestandsbeamten differenzieren. … 
Die Versorgung ist vielmehr die Fort-
setzung der Besoldung (BVerfG 27.09 
2005 – 2 BvR 1387/02 vom 27.09.2005 
Absatz Mr. 144)

Anmerkungen zum Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts
• Absenkung des Versorgungsni-

veaus von Ruhestandsbeamten 

durch Versorgungsänderungsgesetz 
2001 verfassunsgemäß J (BVerfG, 
vom 27.09.2005 – 2 BvR 1387/02)1)

• vgl. ausführliche Zitierung des Ur-
teils in vlb-akzente 11/2005 S. 25 ff,  
01/2006 S. 26 ff. und 02/2006 S. 34 ff. 
bzw. W+E 12/2005 S. 425 ff.

1. Genaues Hinschauen bewahrt vor 

Enttäuschungen

Über unser – verständliches – Be-
mühen, dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 27.09.2005 po-
sitive Seiten abzugewinnen, sollten 
wir das Negative nicht übersehen. 
Zunächst müssen wir die Grundaus-
sage des Urteils: „(Die) Absenkung 
des Versorgungsniveaus von Ruhe-
standsbeamten durch (das) Versor-
gungsänderungsgesetz 2001 (ist) ord-
nungsgemäß“ zur Kenntnis nehmen, 
darüber hinaus im Einzelnen die dem 
Urteil zugrunde liegenden Feststel-
lungen:
• Es existiert kein hergebrachter 

Grundsatz des Berufsbeamtentums, 
der den Gesetzgeber verpflichtet, 
bei der Anpassung der Bezüge eine 
strikte Parallelität der Besoldungs- 
und Versorgungsentwicklung zu ge-
währleisten

• Auch gibt es keinen hergebrachten 
Grundsatz, wonach der Höchstver-
sorgungssatz mindestens 75 % der 
ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge 
betragen müsste und

• nicht alle Teile der Amtsbezüge 
müssen ruhegehaltsfähig sein.

2. Ein vermutetes Missverständnis 

mit schlimmen Folgen für die Versor-

gungsempfänger

Das Bundesverfassungsgericht hat 
in seinem Urteil vom 27. September 
2005 den lange geltenden Höchst-
satz von 75 % der Beamtenversor-
gung als „immerwährend“ verwor-
fen: „Des Weiteren gibt es keinen 
hergebrachten Grundsatz des Beam-
tentums, wonach der Höchstversor-
gungssatz mindestens 75 % der ruhe-
gehaltsfähigen Dienstbezüge bringen 
müsse“. (Abs. 105). In seltener Akri-
bie weist das Gericht (in den Absät-
zen 106 ff) nach, dass die Höchstsätze 
seit der Weimarer Republik durchaus 
schwankten und „keinen zwingenden 

Bezug zur Angemessenheit der Ali-
mentation aufweist“. (Abs. 109)

So weit, so gut bzw. schlecht. Das 
Urteil bindet den Staat nicht für im-
mer, an den 75 % festzuhalten. Das 
Urteil deckt die seit 2003 in Gang be-
findliche Absenkung auf 71,75 %. Die 
Begründung hebt wesentlich auf das 
gerade noch erfüllte Alimentations-
prinzip ab.

Davon zu trennen ist aber m. E. die 
Frage, ob der Staat auch für die Ver-
gangenheit gegenüber dem einzelnen 
hier frei ist – er hat sich zumindest für 
unsere Pensionisten-Generation ver-
pflichtet – das ist auch in der Regel in-
dividuell verbrieft – 75 % der Besol-
dung des letzten vom Beamten beklei-
deten Amtes als Pension zu leisten.

Für jeden, der in das Beamtenver-
hältnis übernommen wurde, galt aus-
drücklich das jeweilige Beamtenge-
setz (bis 31.12.1976) bzw. Beamtenver-
sorgungsgesetz (ab 01.01.1977). Hier 
war – und ist es bis heute! – festgelegt, 
wie viel Prozent für jedes Jahr ruhe-
gehaltsfähiger Dienstzeit das Ruhe-
gehalt beträgt. Seit Jahrzehnten galt; 
die ersten 10 Jahre Mindestruhegehalt  
35 % – keine jährliche Steigerung; 
dann 15 Jahre Steigerung um jähr-
lich 2 %; die letzten 10 Jahre Steige-
rung jährlich um 1 % = Höchstsatz 75 
% nach 35 Jahren. Ab 02. Okt. 1990 
Steigerung jährlich um 1,875 % line-
arisiert und zeitlich gestreckt – d. h. 
der Höchstsatz von 75 %, wird erst 
nach 40 Dienstjahren erreicht; ab 
31.12.2002 Steigerung jährlich um 
1,79375 %. Auch hier wird der Höchst-
satz erst nach 40 Jahren erreicht, aber 
der beträgt nicht mehr 75 %, sondern 
nach den vollendeten, seit 01.01,2003 
jährlichen Anpassungen 71,75 % und 
zwar nicht nur für die jetzt (und bis 
2010 u. ff.) in Pension Gehenden, son-
dern auch für vorhandene Pensionis-
ten, mit verbrieften höheren Bedien-
ten Pensionssätzen!

Die im angegebenen Urteil des 
Verfassungsgerichts auch in Rich-
tung Vertrauen – Vertrauensschutz 
gegebene Begründung für die Verfas-
sungsgemäßheit trifft m. E. nicht den 
angesprochenen Sachverhalt: es geht 
nicht um das Vertrauen auf das Fort-
dauern gewohnheitsgemäßen Han-

delns des Staates im ungefähren Be-
reich, sondern um Einhaltung von 
vertraglich bewehrten ganz kon-
kreten Verpflichtungen. „§ 69 e Be-
amtenVG“ – regelt die Absenkung 
der bereits erworbenen 75 % von be-
reits im Ruhestand befindlichen Pen-
sionisten – „verletzt die Beschwer-
deführer nicht in ihrem verfassungs-
rechtlich geschützten Vertrauen. Ei-
ne Rückwirkung von Rechtsfolgen 
findet nicht statt. Die ruhegehaltsfä-
higen Dienstbezüge und der Ruhe-
gehaltssatz werden erst für die Zeit 
nach dem Inkrafttreten der Vorschrift 
abgesenkt. Die Regelung wirkt so-
mit auf gegenwärtig noch nicht ab-
geschlossene Rechtsbeziehungen für 
die Zukunft in einer die Rechtspo-
sition der Betroffenen verschlech-
ternden Weise ein.“ (Abs. 153)

Das verstehen auch rechtlich Vor-
gebildete nicht mehr, zumal dasselbe 
Gericht feststellt:

„Diese Grundsätze“, das Abwä-
gen zwischen dem Vertrauen des Ein-
zelnen auf die Fortgeltung der beste-
henden Rechtslage und der unabding-
baren Notwendigkeit, die Rechtsla-
ge ändern zu können, um den Staat 
handlungs- und die Rechtsordnung 
anpassungsfähig zu halten, „haben 
im Bereich der Beamtenversorgung 
und der Sozialversicherung besonde-
re Bedeutung, weil dort die Beschäf-
tigungsverhältnisse erst sehr viel spä-
ter zu Leistungen führen und die Leis-
tungsempfänger häufig Dispositionen 
mit langfristigen Auswirkungen tref-
fen. Daher wird im Beamtenversor-
gungs- und Rentenversicherungsrecht 
besonderes Vertrauen auf den Fort-
bestand gesetzlicher Leistungsrege-
lungen begründet. Hinzu kommt, dass 
Versorgungsempfänger und Rentner 
in der Regel schon deshalb ein ho-
hes Interesse an der Beständigkeit der 
Rechtslage haben, weil gerade ältere 
Menschen bei deren Änderung leicht 
in eine Lage geraten können, die sie 
nur schwer oder überhaupt nicht aus 
eigener Kraft zu bewältigen vermö-
gen. Je größer die insoweit bestehen-
den Gefahren sind, desto schutzwür-
diger wird das betroffene Vertrauen 
und desto weniger darf es enttäuscht 
werden“. (Abs. 155)

3. Wie hohe Kürzungen sind nach dem 

Bundesverfassungsgericht noch legi-

tim?

Dazu macht das Bundesverfassungs-
gericht mehrere inhaltsschwere Aus-
sagen, ohne allerdings konkrete Zah-
len zu nennen.

Aussage 1: „… Die Sicherung eines 
angemessenen Lebensunterhalts, zu 
dem auch die Versorgung des Beam-
ten nach seinem Ausscheiden aus dem 
aktiven Dienst zählt, ist deshalb ein 
besonders wesentlicher Grundsatz, zu 
dessen Beachtung der Gesetzgeber 
verpflichtet ist“. (Abs. 113) Knack-
punkt ist der „angemessene Lebens-
unterhalt“.

Aussage 2: „… Der Beamte muss 
über ein Nettoeinkommen verfügen, 
das seine rechtliche und wirtschaft-
liche Sicherheit und Unabhängigkeit 
gewährleistet und ihm über die Befrie-
dung der Grundbedürfnisse hinaus ein 
Minimum an Lebenskomfort ermögli-
cht. Hierbei hat der Besoldungsgesetz-
geber auch die Attraktivität des Beam-
tenverhältnisses für überdurchschnitt-
lich qualifizierte Kräfte, das Ansehen 
des Amtes in den Augen der Gesell-
schaft, die vom Amtsinhaber gefor-
derte Ausbildung und seine Beanspru-
chung zu berücksichtigen“. (Abs. 112) 
Sehr problematisch und auslegungsbe-
dürftig ist „ein Minimum an Lebens-
komfort über die Befriedigung der 
Grundbedürfnisse hinaus“. Eine Aus-
legung bis zur Untergrenze Sozialhilfe-
satz scheint dann möglich.

Aussage 3 : „… Schließlich hat der 
Gesetzgeber zu beachten, dass der 
Leistungsgrundsatz des Art 33 Abs. 
2 GG und das aus Art. 33 Abs. 5 GG 
folgende Gebot einer dem Amt ange-
messenen Alimentierung auch unter 
den Versorgungsempfängern eine Dif-
ferenzierung der Höhe ihres Ruhege-
haltes nach der Wertigkeit des Amtes 
erfordern, das von ihnen zuletzt aus-
geübt wurde. Auch nach einer Absen-
kung des Versorgungsniveaus muss 
deshalb ein hinreichender Abstand 
zur Mindestversorgung2) gewährleis-
tet sein. Bliebe die Mindestversorgung 
nicht auf Ausnahmefalle beschränkt 
oder liegen die Bezüge ganzer Grup-
pen von Versorgungsempfängern nicht 
im nennenswerten Maße über der Min-

destversorgung, so führte dies zu einer 
Nivellierung, die die Wertigkeit des 
Amtes nicht mehr hinreichend berück-
sichtige“. (Abs. 135)

Offen bleibt das „nennenswerte 
Maß“, um das das normale Ruhege-
halt über der Mindestversorgung lie-
gen muss.

Aussage 4: „… Bei der Konkre-
tisierung der aus Art. 33, Abs. 5 GG 
resultierenden Pflicht zur angemes-
senen Alimentierung hat der Gesetz-
geber einen weiten Entscheidungs-
spielraum. Die Alimentation ist ein 
Maßstabsbegriff, der nicht statisch, 
sondern entsprechend den jeweiligen 
Zeitverhältnissen zu konkretisieren 
ist. … Der Gesetzgeber darf sie <die 
Bezüge> vielmehr kürzen, wenn dies 
aus sachlichen Gründen gerechtfertigt 
ist. Das kann vor allem dann der Fall 
sein, wenn er mit der Neufestsetzung 
der Bezüge oder Umgestaltung ihrer 
Berechnungsgrundlage unerwünschte 
Vergünstigungen abbaut oder der Än-
derung solcher Umstände Rechnung 
trägt, die auch für die Bemessung der 
Amtsangemessenheit der Alimentati-
on maßgeblich sind“. (Abs. 114) Kür-
zungen sind also in einem weiten Ent-
scheidungsspielraum möglich.

Aussage 5: „Der Gesetzgeber darf 
sie <die Bezüge> vielmehr kürzen, 
wenn dies aus sachlichen Gründen ge-
rechtfertigt ist. … (Abs. 114) Aller-
dings hat der Gesetzgeber auch hier-
bei das Alimentationsprinzip zu be-
achten, das nicht nur Grundlage, son-
dern auch Grenze der Gestaltungs-
freiheit des Gesetzgebers ist; insoweit 
wird sein Entscheidungsspielraum 
eingeschränkt.“ (Abs. 115)

Keine sachlichen Kürzungsgründe 
sind:
• „Die steigenden Ausgaben der Be-

amtenversorgung, mit denen der 
Gesetzgeber die Absenkung be-
gründet hat, stellen keinen sach-
lichen Grund dar. (Abs. 121)

• … können die wachsende Nachfra-
ge staatlicher Leistungen und die 
Belastungen, die durch die Aufsto-
ckung der Zahl der Beamten verurs-
acht werden, für sich genommen eine 
Absenkung des Versorgungsniveaus 
zur Einsparung staatlicher Ausgaben 
nicht rechtfertigen. (Abs. 124)

Aus dem Verbandsleben Aus dem Verbandsleben
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• Das System der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und dessen Verän-
derungen können allerdings nur in-
sofern zur Bestimmung der Amtsan-
gemessenheit der Versorgungsbezü-
ge und zur Rechtfertigung von de-
ren Absenkung herangezogen wer-
den, als dies mit den strukturellen 
Unterschieden der Versorgungssys-
teme vereinbar ist. Ein vermutlicher 
Unterschied der gesetzlichen Ren-
tenversicherung gegenüber der be-
amtenrechtlichen Altersversorgung 
besteht darin, dass die Sozialrente 
als Grundversorgung durch Zusatz-
leistungen ergänzt wird. Die Beam-
tenversorgung umfasst hingegen als 
Vollversorgung sowohl die Grund- 
als auch die Zusatzversorgung, wie 
sie durch die betriebliche Alters-
vorsorge erfolgt …“. (Abs. 132) 
Die Kürzungsgründe für das Ver-
sorgungsniveau sind durch die Bin-
dung an das Alimentationsprinzip 
spürbar eingeschränkt.

Zum Schluss:
Eine positive Generalaussicht, die das 
Bundesverfassungsgericht zulässt: Es 
neigt der Auffassung zu, dass die be-
schlossenen und in der Verwirklichung 
befindlichen Absenkungen der Beam-
tenversorgung die Kürzungen im Ren-
tenrecht übertreffen: „Dementspre-
chend (unter der sachgerechten Be-
rücksichtigung, dass die Rentenversi-
cherung oft nur einen Teil der Alters-
versorgung ausmacht und dass vorge-
nommene Kürzungen – jedenfalls teil-
weise – durch eine staatlich geförder-
te private Altersversorgung kompen-
siert werden) haben die in der münd-
lichen Verhandlung gehörten sach-
kundigen Dritten übereinstimmend 
ausgeführt, die Absenkung der Beam-
tenversorgung gehe über die der Ren-
te hinaus“. (Abs. 136)

Berthold Schulter

1) Alle Zitate BVerfG. 27.09.2005 – 2 BvR 

1387/02, Abs.
2) z. Zt. mindestens 35 v. H. der ruhege-

haltsfähigen Dienstbezüge bzw. – wenn 

es für den Beamten günstiger ist – 65 % 

der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge 

aus der Endstufe der Besoldungsgrup-

pe 4, zuzüglich 30,68 Euro

Maiausflug der oberfrän-
kischen Senioren

Das Jahrestreffen führte die Pensio-
nisten in diesem Jahr nach Rödental 
bei Coburg zum Schloss Rosenau. Das 
im Kern mittelalterliche Schlösschen 
wurde von Herzog Ernst I Anfang des 
19. Jahrhunderts im neugotischen Stil 
umgestaltet. Er und seine Nachfah-
ren nutzten das Schloss als Sommer-
residenz. Die 40 Teilnehmer der Füh-
rungen bekamen eine anschauliche 
Vorstellung davon, wie man sich herr-
schaftliches Ausspannen im 19. Jahr-
hundert vorzustellen hat.

Biedermeiermöbel, denen man so-
wohl klassizistischen als auch neugo-
tischen Einfluss ansehen kann, lassen 
keinen Zweifel daran, dass die Haus-
herren ein ausgeprägtes Gespür für ei-
ne moderne Inneneinrichtung besaßen 
und dafür die besten Handwerker be-
auftragten. Aufwändig gestaltete Par-
kettböden und farbenfrohe Wand- und 
Deckenanstriche verleihen den Räu-
men Leichtigkeit. Die Schlossführer 
gingen aber nicht nur auf die wunder-
schöne Inneneinrichtung ein, sondern 
brachten den Teilnehmern auch die 
interessante Geschichte des Hauses 
Sachsen-Coburg -Gotha nahe.

Prinz Albert, der spätere Gemahl 
von Queen Viktoria wurde hier ge-
boren, seine prachtvolle Wiege gehört 
noch heute zu den Attraktionen der 
Sommerresidenz. In den Aufzeich-
nungen der Queen, die Rosenau nach 
dem frühen Tod ihres Gemahls oft 
besucht hat, findet sich auch der be-
rühmte Ausspruch: „Wäre ich nicht, 
was ich bin, hätte ich hier mein wirk-
liches Zuhause.“

Ihr ist es auch zu verdanken, dass 
es möglich war, das Schloss wieder in 
einen authentischen Zustand zu ver-
setzen, nachdem es nach Kriegsende 
viele Jahre lang als Altenheim genutzt 
worden war. Die Aquarelle, die sie 
von den meisten Räumen hat anferti-
gen lassen, dienten als Vorbild für die 
gelungene Wiederherstellung 

Der Rückweg zum Parkplatz führ-
te die Teilnehmer durch den Park, der 
als klassischer englischer Landschafts-
garten gestaltet ist und ebenfalls auf 
Herzog Ernst I. zurückgeht..

Nach dem gemeinsamen Mittages-
sen im Brauereigasthof Grosch in Rö-
dental konnten sich die Begleitper-
sonen in der Porzellanfabrik Goebel  
über das Leben der Schwester Ma-
ria Innocentia Hummel informieren 
und anschließend einem Kerammaler 
und einem Keramformer bei der Her-
stellung einer Hummelfigur über die 
Schulter schauen.

Die Verbandsmitglieder blieben im 
Gasthof. Seniorenvertreter Schramm 
begrüßte zunächst den Landesvertre-
ter Berthold Schulter und gab dann 
Informationen über oberfränkische 
Verbandsangelegenheiten. Er ge-
dachte der vier seit dem letzten Tref-
fen verstorbenen Kollegen, verwies 
auf die Mitgliederzahl von 138 Kol-
legen, von denen 31 mehr als 50 Jah-
re dem Verband angehören. In diesem 
Zusammenhang kam auch die Praxis 
der Ehrungen langjähriger Mitglieder 
zur Sprache, die in den Kreisverbän-
den unterschiedlich gehandhabt wird.

Schulter und Schramm gingen auf 
die Themen ein, die in der letzten Zu-
sammenkunft im vergangenen Jahr 
zur Sprache kamen, wiesen auf den 
verbesserten Haftpflichtschutz hin 
und betonten nochmals die Bedeu-
tung der Vorsorgevollmacht. Breiten 
Raum nahm die ausführliche Darstel-
lung des Urteils des BVerfG zur Ab-
senkung der Versorgungsbezüge ein. 
Schulter hob aber auch die positiven 
Aussagen des Urteils hervor, in denen 
immer wieder auf die umfassende Ali-

Die Senioren bei der Schlossbesichtigung.

mentationspflicht des Dienstherren 
hingewiesen wird. Diskutiert wur-
de über die beabsichtigte „wirkungs-
gleiche“ Umsetzung der Änderungen 
im Rentenrecht auf die Beamtenver-
sorgung und über die mögliche Ge-
fährdung des Beamtenstatus der Leh-
rer. Schramm dankte dem Kollegen 
Schulter für seine Ausführungen und 
für seine Bereitschaft, sich für die Be-
lange der Ruheständler einzusetzen.

Nach der Rückkehr der Besucher 
bei Goebel und gemeinsamem Kaf-
feetrinken schloss die Veranstaltung 
am späten Nachmittag.  B. Schramm

Personalien
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Wir gratulieren im  
August …
… zum 86. Geburtstag
Neumaier, Engelbert, 28.08.

87629 Füssen, KV Allgäu

… zum 85. Geburtstag
Kielmann, Erika, 12.08.1

90451 Nürnberg, KV Mfr.-Nord

Kollmannsberger, Hans, 24.08.

93098 Mintraching, BV München

Sadowsky, Walter, 17.08.

91522 Ansbach, KV Mfr.-Süd

… zum 84. Geburtstag
Zappe, Michael, 11.08.

85774 Unterföhring, KV Obb.-Südwest

… zum 83. Geburtstag
Kremerskothen, Josefine, 26.08.

93096 Köfering, KV Regensburg

Sauer, Arnulf, 22.08.

97204 Höchberg, KV Würzburg

… zum 82. Geburtstag
Zeitler, Rudi, 08.08.

91322 Gräfenberg,  

KV Bamberg-Forchheim

… zum 81. Geburtstag
Herrlein, Alois, 20.08.

93179 Brennberg, KV Donau-Wald

Jopke, Annemarie, 29.08.

86529 Schrobenhausen,  

KV Obbb.-Nordwest

Liebscher, Gerhard, 07.08.

85049 Ingolstadt, KV Obb.-Nordwest

Ponn, Bartl, 24.08.

83471 Berchtesgaden,  

KV Traunstein-BGL

Rauh, Ludwig, 23.08.

95028 Hof, KV Ofr.-Nordost

Süß, Wilhelm, 31.08.

81735 München, BV München

… zum 80. Geburtstag
Ippisch, Hermann, 16.08.

92421 Schwandorf, KV Schwandorf

Kittner, Hans-Joachim, 28.08.

84524 Neuötting, 

KV Altötting-Mühldorf

Sailer, Maria, 12.08.

89407 Dillingen, KV Nordschwaben

Söffler, Georg, 09.08.

91459 Markt Erlbach, KV Mfr.-Nord

… zum 75. Geburtstag
Baur, Robert, 31.08.

86899 Landsberg, KV Obb.-Südwest

Götz, Luise, 23.08.

97318 Kitzingen, KV Würzburg

Herrmann, Hans, 09.08.

82398 Polling, KV Landshut

Zeiler, Eberhard, 10.08.

91522 Ansbach, KV Mfr.-Süd

… zum 70. Geburtstag
Elflein, Bernd, 09.08.

97318 Kitzingen, KV Würzburg

Fischer, Lothar, 17.08.

92637 Weiden, KV Opf.-Nord

Neubauer, Hansotto, 30.08.

91301 Forchheim,  

KV Bamberg-Forchheim

Pöhlmann, Herbert, 22.08.

91207 Lauf, KV Mfr.-Nordwest

Rahn, Richard, 24.08.

91484 Sugenheim, KV Würzburg

Schmitt, Ulrike, 19.08.

97531 Theres, KV Main-Röhn

Wagner, Siegfried, 14.08

88161 Lindenberg, KV Allgäu

… zum 65. Geburtstag
Arnold, Georg, 29.08.

81333 München, BV München

Eder, Wolfgang, 16.08.

89420 Höchstädt, KV Nordschwaben

Effenberger, Erich, 10.08.

84034 Landshut, KV Landshut

Fugmann, Eva, 31.08.

83684 Tegernsee, KV Obb.-Südwest

Käb, Klaus, 31.08.

84307 Eggenfelden, KV Ndb.-Ost

Kämmier, Hermann, 11.08.

96123 Litzendorf-Naisa, KV Bamberg-

Forchheim

Knäble, Eckhard, 11.08.

97616 Bad Neustadt, KV Main-Röhn

Köhler, Franz, 12.08.

63768 Hösbach, KV Untermain

Müller, Sigmund, 05.08.

95445 Bayreuth, KV Bayreuth-Pegnitz

Mürbeth, Josef, 28.08.

92660 Neustadt, KV Obf-Nord

Nübling, Imelda, 09.08.

86152 Augsburg, KV Augsburg

Reinhart, Helmut, 31.08.

91781 Weissenburg, KV Mfr.-Süd

Schnabl, Ulrich, 20.08.

81547 München, BV München

Steinhardt, Wolfgang, 25.08.

81241 München, BV München

Wawra, Peter, 21.08.

85053 Ingolstadt, KV Obb.-Nordwest

Wild, Dieter, 30.08.

87435 Kempten, KV Allgäu

… zum 60. Geburtstag
Brunner, Hermann, 05.08.

91732 Merkendorf, KV Mfr.-Süd

Daffner, Konrad, 03.08.

84051 Essenbach, KV Landshut

Laubmeier, Ludwig, 01.08.

82054 Sauerlach, BV München

Mühlbauer, Norbert, 01.08.

93051 Regensburg, KV Regensburg

Rutz, Günther, 26.08.

83620 Feldkirchen/Westerh,  

KV Nordschwaben

Sackmann, Friedrich, 02.08.

89284 Pfaffenhofen, KV Augsburg

Schwägele, Günter, 08.08.

86343 Königsbrunn, KV Augsburg

Spandl, Anton, 20.08.

93449 Waldmünchen, KV Cham

Tobeck, Kathrin, 25.08.

82402 Seeshaupt, KV Obb.-Südwest

Westiner, Klaus, 12.08.

92224 Amberg, KV Amberg-Sulzbach

Wir gratulieren im 
September …

… zum 95. Geburtstag
Durst, Hermann, 03.09.

87668 Rieden-Zellerberg, KV Allgäu
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… zum 87. Geburtstag
Pönner, Elisabeth, 08.09.

90763 Fürth, KV Mfr.-Nord

… zum 86. Geburtstag
Langer, Arnold, 22.09.

97209 Veitshöchheim, KV Würzburg

Weigand, Ernst, 14.09.

97478 Knetzgau, KV Main-Rhön

… zum 85. Geburtstag
Gleissner, Max, 20.09.

81377 München, BV München, 

Pirkl, Eleonore, 30.09.

84130 Dingolfing, KV Landshut

… zum 84. Geburtstag
Eicher, Eduard, 22.09.

84494 Neumarkt, St. Veit,  

KV Altötting-Mühldorf

Grolig, Ingeborg, 02.09.

87634 Obergünzburg, KV Allgäu

Haase, Kurt, 27.09.

86899 Landsberg, KV Obb.-Südwest

Kellner, Martin, 15.09.

80939 München, BV München

Zappe, Michael, 11.08.

85774 Unterföhring,  

KV Obb.-Südwest

… zum 82. Geburtstag
Krahmer, Walter, 24.09.

92237 Sulzbach-Rosenberg,  

KV Amberg-Sulzbach

Meyer, Heinrich, 16.09.

95158 Kirchenlamitz,  

KV Ofr.-Nordost

Sonntag, Ursula, 06.09.

95339 Neuenmarkt, 

KV Ofr.-Nordwest

Starklauf, Irmgard, 15.09.

86159 Augsburg,  

KV Nordschwaben

… zum 81. Geburtstag
Bruha, Dagmar, 17.09.

95652 Waldsassen, KV Untermain

Fink, Friedrich, 24.09.

93183 Kallmünz, KV Regensburg

Götz, Anton, 09.09.

93051 Regenburg, KV Regensburg

Scherm, Walter, 29.09.

88505 Ingolstadt, KV Obb.-Nordwest

Schubert, Gertrud, 10.09.

96465 Neustadt, KV Ofr.-Nordwest

Steiner, Emil, 01.09.

97318 Kitzingen, KV Würzburg

… zum 80. Geburtsstag
Dr. Klaus, Karl, 11.09.

90451 Nürnberg, KV Nürnberg

Schäffler, Friedrich, 01.09.

87545 Burgberg, KV Allgäu

Schmid, Agathe, 03.09.

87600 Kaufbeuren, KV Allgäu

Titz, Gunther, 23.09.

89407 Dillingen,  

KV Nordschwaben

… zum 75. Geburtsstag
Beer, Erich, 13.09.

92224 Amberg, KV Amberg-Sulzbach

Bihler, Günther, 14.09.

86163 Augsburg, KV Augsburg

Kempf, Albrecht, 05.09.

63785 Obernburg, KV Untermain

Kohl, Leonore, 25.09.

83253 Rimsting, BV München

Poller, Johannes, 20.09.

96317 Kronach, KV Ofr.-Nordwest

Schmidt, Franz, 17.09.

86356 Neusäß, KV Augsburg

Städtler, Helene, 13.09.

86153 Augsburg, KV Augsburg

von Hugo, Bernd, 29.09.

97082 Würzburg, KV Würzburg

… zum 70. Geburtsstag
Weigand, Alfred, 16.09.

86163 Augsburg, KV Augsburg

Weigand, Charlotte, 13.09.

90518 Altdorf, KV Mfr.-Nord

… zum 65. Geburtsstag
Dressler, Evi, 16.09.

92334 Berching, KV Neumarkt

Jörck, Dieter, 02.09.

89168 Niederstotzingen,  

KV Nordschwaben

Junge, Ursula, 16.09.

90562 Heroldsberg, KV Nürnberg

Kohn, Hannelore, 24.09.

90403 Nürnberg, KV Nürnberg

Krauss-Pellens, Werner, 24.09.

82152 Krailling, BV München

Krinner, Günther, 08.09.

85598 Baldham, BV München

Krisch, Dieter, 23.09.

92331 Lupburg, KV Neumarkt

Kuhla, Peter, 16.09.

94315 Straubing, KV Donau-Wald

Maier, Werner, 16.09.

91207 Lauf, KV Nürnberg

Pfeufer, Helmut, 10.09.

91781 Weißenburg, KV Mfr.-Süd

Ringholz, Holger, 29.09.

85307 Paunzhausen, KV Obb.-Nordwest

Sedlmair, Christa, 23.09.

81549 München, KV Obb.-Südwest

Sterr, Gerhard, 25.09.

94315 Straubing, KV Donau-Wald

Stößel, Oswald, 25.09.

96482 Ahorn/Witzmannsberg,  

KV Ofr.-Nordwest

Vogelgsang, Eugen, 02.09.

86183 Augsburg, KV Allgäu

Wiedemann, Gallus, 13.09

86482 Aystetten, KV Augsburg

Willibald, Xaver, 27.09.

83646 Wackersberg-Arzbach, 

KV Obb.-Südwest

Zeller, Josef, 19.09.

85567 Grafing, Obb.-Nordwest

Zierhut, Christa, 10.09.

97084 Würzburg, KV Würzburg

… zum 60. Geburtsstag
Frank, Berta, 28.09.

92637 Weiden, KV Opf.-Nord

Hocheder, Günther, 06.09.

82008 Unterhaching, BV München

Kusebauch, Reiner, 17.09.

97618 Hohenroth, KV Main-Rhön

Lang, Josef, 09.09.

92718 Schirmitz, KV Opf.-Nord

Müller, Beate, 30.09.

81247 München, KV Obb.-Südwest

Schäfer, Gerhard, 27.09.

85452 Moosinning, KV Obb.-Nordwest

Schildmann, Josefine, 06.09.

82008 Unterhaching, BV München

Weber, Wolfgang, 10.09.

97204 Höchberg, KV Würzburg

In den Ruhestand sind 
gegangen …

Betzler, Adalbert, KV Allgäu

Canstein, Claus, BV München

Dressler, Evi, KV Neumarkt

Effenberger, Erich, KV Landshut

Fröhlich-Kiauka, Sabine,  

KV Altötting-Mühldorf

Fugmann, Eva, KV Obb.-Südwest

Gebauer, Helmar, KV Ofr.-Nordwest

Jörck, Dieter, KV Nordschwaben

Kaiser, Hans-Joachim, KV Main-Rhön

Knäble, Eckhard, KV Main-Rhön

Kuhla, Peter, KV Donau-Wald

Morhardt, Ernst, KV Allgäu

Mürbeth, Josef, KV Opf.-Nord

Schnabl, Ulrich, BV München

Steinhardt, Wolfgang, BV München

Stößel, Oswald, KV Ofr.-Nordwest

Vogelgsang, Eugen, KV Augsburg

Wagner, Lotar, KV Opf.-Nord

Weindl, Margarete, BV München

Wild, Dieter, KV Allgäu

Zeller, Josef, KV Obb.-Nordwest

Wir trauern um ...
Döllfelder, Annemarie,  

KV Bayreuth-Pegnitz (77)

Hartmann, Rudi,  

KV Bayreuth-Pegnitz (50)

Harzmann, Gertrud,  

KV Bamberg-Forchheim (83)

Hesse, Margarete, KV Mfr.-Nord (66)

Merz, Walter, KV Mfr.-Süd (70)

Ritter, Hansgeorg,  

KV Nordschwaben (71)

Rückschloß, Johann,  

KV Donau-Wald (78)

Schnabel, Wolfgang, KV Würzburg (52)

Sammer, Wenzel, KV Würzburg (86)

Die drei Säulen Ihres Erfolges

• ÜbenmitSystem
• Immertopaktuell
• Lehrplankonform
• VieleÜbungsauf- 

gaben

Für Wirtschaftsschulen
in Bayern

Skripten
A, B, C

WeitereInfosimInternet:

www.skriptendienst.de

• AlleSkriptenabSeptember2006mit19%USt!(außer10.Klasse)
• BerücksichtigungsteuerrechtlicherÄnderungenab01.Juli2006.
• GestaltungallerBelegenachNeuregelungder§§14,14a 

USt-GesetzundneuesterDIN5008.

Bei Bestellung eines Klassensatzes erhalten Sie das zugehörige Lehrerheft +  
1Schülerheftkostenlosmitgeliefert,sodassIhnenkeineweiterenKostenentste-
hen.LehrerheftekönnennurvonLehrkräftengegenNachweisbezogenwerden.

Autorenverzeichnis

Allmansberger, Peter 
ISB, Schellingstr. 155, 80797 München, 
Tel.: 0 89 - 21 70 - 22 11

Gneiser, Hans-Peter 
BS, Bodenseestr. 45, 87700 Mem- 
mingen, Tel.: 0 83 31 - 97 90-0

Dr. Kellner, Gerhard  
BS, Stockerhutweg 51, 92637 Weiden, 
Tel.: 09 61 - 2 06-0

Lambl, Wolfgang 
stellvertr. VLB-Landesvorsitzender 
und Hauptpersonalrat, Gramschatzer 
Ring 6, 97222 Rimpar, Tel.: 0 93 63 - 52 78

Leischner, Dietmar 
Robert-Koch-Str. 10, 85521 Ottobrunn, 
Tel.: 0 89 - 6 08 36 10

Schorer, Eva 
BBZ, Schützenstr. 32, 97702 Münner-
stadt, Tel.: 0 97 33 - 81 19-23

Schulter, Berthold  
VLB-Seniorenbeauftragter, Weitlstr. 
66, 80935 München, Tel.: 0 89 - 38 58 40 84 

Stark, Bernhard  
BS, Bodenseestr. 41, 87700 Memmin-
gen, Tel.: 0 83 31 - 96 49-0

Thiel, Peter  
Am Happach 40, 97218 Gerbrunn,  
Tel.: 09 31 - 70 76 91

Wolf, Michael,  
WS, Bodenseestr. 41, 87700 Memmin-
gen, Tel.: 0 83 31 - 96 49-0

Termine

Intensivbehandlung akuter 
Stimmstörungen

Termin: 3. bis 16. September 2006 
Ort: SBBZ Coburg der  
 Medau-Schule, Schloss 
 Hohenfels, 96450 Coburg

Hinweis: Die Intensivbehand-
lungen sind Akutbehandlungen, für 
die der behandelnde Arzt i. d. R. eine 
Dienstunfähigkeitsbestätigung aus-
stellt. Die Behandlungskosten sind 
beihilfefähig und werden von den 
Krankenkassen nach Antragstellung 
übernommen. Weitere Kurse: Stimm- 
und Sprechtraining für Lehrkräfte. 
Ferientherapie für Schüler bei Spra-
chentwicklungsstörungen: www.feri-
entherapie.info 
Nähere Informationen:
Tel.0 95 61 - 2 35 10; Fax 0 95 61 - 3 51 34
E-Mail: logopaedie@medau-schule.
de; www.sbbz-coburg.de 
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www.die-berater.net

die berater

Kompetenz für Ihre Schule
Angebot

Sie wollen Ihre Schule entwickeln zum
° Dienstleister für hochqualitativen Unterricht
° Anbieter auf dem Aus- und Weiterbildungsmarkt
° Unternehmen mit Außenwirkung – auch international

Unsere Module

° Schule als Unternehmen
° Public Relations an Schulen
° Public Private Partnership
° Lernortkooperation mit Handwerk + Industrie + Wirtshaft
° Schulpastoral
° Gesunde Schule
° Internationale Partnerschaften

Entwicklung durch Partnerschaft

Kontakt: baeumler.m@bswen.de

 kellner.g@bswen.de

EuropaBerufsschule


